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1. Petition 16/1 betr. Hauptradwege und Landes -
radverkehrswege in geschlossenen Ortschaften
mit gemeinsamer Führung des Fußverkehrs

I. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich unter Anführung zahlreicher
Praxisbeispiele aus einer Gemeinde gegen die seiner
Auffassung nach fehlende Berücksichtigung der Vor-
gaben der Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-
Ordnung (VwV-StVO) hinsichtlich der Gestaltung
von Radverkehrsanlagen, der Regelwerke Empfehlun-
gen für Radverkehrsanlagen, Empfehlungen für Fuß -
gängerverkehrsanlagen und der Richtlinien für die
Anlage von Stadtstraßen. 

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Kurze Schilderung des Sachverhalts:

Der Petent begehrt mit seiner Eingabe anhand von
zahlreichen Praxisbeispielen Folgendes:

a) Zu gemeinsamen Geh-und Radwegen

–  Der Petent wendet sich gegen Hauptradwege und
Landesradverkehrswege in geschlossenen Ortschaf -
ten mit gemeinsamer Führung des Fußverkehrs.

–  Der Petent hinterfragt das Vorliegen einer besonde-
ren Gefahrenlage zur Anordnung von Zeichen 240
gemäß § 45 Absatz 1, Satz 1 und Absatz 9 Satz 2
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO).

–  Er wendet sich gegen die fehlende Einhaltung der
Mindestbreiten als Voraussetzung zur Anordnung
von Zeichen 240.

–  Der Petent moniert die Anordnung von gemeinsa-
men Führungen von Fuß- und Radverkehr im Be-
reich von Schulen/Kindergärten/vor Seniorenwohn -
heimen und auf ausgewiesenen Schulwegen.

–  Der Petent moniert, dass in einem Fallbeispiel ein
Gehweg (Z 239) mittels Zusatzzeichen Z 1022-10
(„Radfahrer frei“) für den Radverkehr geöffnet
werde. Da dort der Fußverkehr Vorrang habe und
der Radverkehr nur mit Schrittgeschwindigkeit fah-
ren dürfe, widerspreche dies den Empfehlungen für
Radverkehrsanlagen, wonach innergemeindliche Rad -
wege auf 15 bis 25 km/h ausgelegt sein sollen.

b) Benutzungspflichtige Radwege

–  Der Petent wendet sich gegen die Anordnung be-
nutzungspflichtiger Radwege in Tempo-30-Zonen.

c) Freigabe linker Radwege

–  Der Petent wendet sich gegen die Freigabe linker
Radwege in Gegenrichtung innerhalb geschlosse-
ner Ortschaften.

d) Allgemeines/Einhaltung der Empfehlung für Rad-
verkehrsanlagen

–  Der Petent moniert die fehlende Einhaltung der
Mindestbreiten der Radwege an zahlreichen Stellen
der Gemeinde.

–  Der Petent moniert die Sichtbarkeit und korrekte
Ausrichtung von Beschilderungen in der Gemein-
de.

–  Der Petent wendet sich gegen die Anordnung von
Hinweisschildern zu Radwegen auf Fußwegen.

–  Der Petent führt das Fehlen von Schildern zur
lückenlosen Ausweisung von Radwegen entspre-
chend dem RadNETZ an.

–  Der Petent bittet um das Einhalten der Empfehlun-
gen für Radverkehrsanlagen als Voraussetzung zur
Finanzierung von Radstrecken über das Landesge-
meindefinanzierungsprogramm „Kommunale Rad-
und Fußverkehrsinfrastruktur“, im speziellen mo-
niert er fehlende Sicherheitstrennstreifen eines ge-
trennten Rad-/Gehweges.

–  Der Petent erkundigt sich nach der korrekten Füh -
rung des Radverkehrs an Kreisverkehrsplätzen, im
speziellen hinterfragt er die Beschilderungen und
Markierungen der Radwegefurten an den Kreisver-
kehrsästen.

–  Der Petent kritisiert Sperrpfosten auf Radwegen als
Gefahr für Radfahrende in Gruppen.

–  Der Petent moniert die Größe, Ausrichtung und
Sichtbarkeit von Fahrbahnmarkierungen als Ver-
kehrszeichen nach § 39 StVO, welche nicht gemäß
den Richtlinien für die Markierung von Straßen
(RMS) umgesetzt wurden. 

Der Petent übermittelte seine Ausführungen auch an
die Straßenverkehrsbehörde, die Polizei, den Bürger-
meister der Gemeinde und den Radverkehrsbeauftrag-
ten des Landkreises und fordert den von ihm ange-
führten Punkten abzuhelfen.

2. Beurteilung, insbesondere rechtliche Würdigung

a) Allgemeines

Die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen
(FGSV) definieren den Stand der Technik für die Pla-
nung von Radverkehrsanlagen in Deutschland. Sie
sind in Baden-Württemberg im Bereich der Bundes-
und Landesstraßen als technisches Regelwerk einge-
führt. Den Land- und Stadtkreisen, Städten und Ge-
meinden des Landes Baden-Württemberg wird im
Sinne einer einheitlichen Vorgehensweise für die in
ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden Straßen emp-
fohlen, die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen
2010 ebenfalls anzuwenden. 

Die Berücksichtigung der Empfehlungen für Radver-
kehrsanlagen ist Bedingung für eine Förderung nach
dem Landesgemeindefinanzierungsprogramm „Kom-
munale Rad- und Fußverkehrsinfrastruktur“. 
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Im Rahmen der Aufstellung des RadNETZ Baden-
Württemberg hat das Land Qualitätsstandards und
Musterlösungen im RadNETZ erarbeitet. Diese wer-
den zeitnah per Einführungsschreiben des Landes für
Planungen des Landes für verbindlich erklärt. Den
Land- und Stadtkreisen, Städten und Gemeinden des
Landes Baden-Württemberg wird im Sinne einer ein-
heitlichen Vorgehensweise für die in ihrem Zustän-
digkeitsbereich liegenden Straßen empfohlen, die Qua -
litätsstandards Musterlösungen ebenfalls anzuwenden.
Sie sind bereits Förderbedingungen für Radverkehrs-
anlagen im Zuge des RadNETZ Baden-Württemberg.

b) Zu gemeinsamen Geh-und Radwegen

Die Landesregierung setzt sich dafür ein, die gemein-
same Führung von Radverkehr und Fußgängerverkehr
innerorts aufgrund des damit verbundenen Konflikt-
potenzials soweit wie möglich zu vermeiden. 

Die Ge- und Verbote zu den einzelnen Verkehrszei-
chen sind in der StVO geregelt, die Einsatzgrenzen und
die Voraussetzungen für die Anordnung der Verkehrs -
zeichen in der begleitenden Allgemeinen Verwaltungs -
vorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung. Die vor Ort
zuständigen Verkehrsbehörden entscheiden in eigener
Verantwortung aufgrund der jeweils unterschiedli-
chen örtlichen Verkehrsverhältnisse ob wahlweise die
Anordnung eines gemeinsamen Geh- und Radweges
(Zeichen 240) oder eines Gehweges (Zeichen 239)
mit Zusatzzeichen „Radfahrer frei“ in Frage kommt. 

Die Freigabe des Gehweges zur Benutzung durch
Radfahrerinnen und Radfahrer durch das Zeichen 239
mit Zusatzzeichen „Radfahrer frei“ kommt nur in Be-
tracht, wenn dies unter Berücksichtigung der Belange
der Fußgängerinnen und Fußgänger vertretbar ist. Die
Beschaffenheit und der Zustand des Gehweges sollen
dann auch den gewöhnlichen Verkehrsbedürfnissen
des Radverkehrs (z. B. Bordsteinabsenkung an Ein-
mündungen und Kreuzungen) entsprechen. Der Rad-
verkehr darf nur mit Schrittgeschwindigkeit fahren. 

Die Anordnung des Zeichens 240 StVO kommt nur in
Betracht, wenn die Anordnung einer Benutzungs-
pflicht aus Verkehrssicherheitsgründen erforderlich
ist und dies unter Berücksichtigung der Belange der
Fußgängerinnen und Fußgänger vertretbar und mit der
Sicherheit und Leichtigkeit des Radverkehrs verein-
bar ist und die Beschaffenheit der Verkehrsfläche den
Anforderungen des Radverkehrs genügt. Der Radver-
kehr muss soweit erforderlich die Geschwindigkeit an
den Fußgängerverkehr anpassen. 

Die Anordnung gemeinsamer Geh- und Radwege spe-
ziell im Bereich vor Schulen ist nach den Empfehlun-
gen für Fußgängerverkehrsanlagen ungeeignet, wenn
eine überdurchschnittlich hohe Benutzung des Geh-
wegs durch besonders schutzbedürftige Fußgängerin-
nen und Fußgänger (z. B. ältere Menschen, Behinder-
te, Kinder), vorliegt.

c) Zu Mindestmaße, Linienführung

Komfortable Breiten für den Fuß- und Radverkehr
sind wünschenswert und werden, soweit es die örtli-

chen Verhältnisse zulassen, planerisch und baulich
umgesetzt. Ist aus Verkehrssicherheitsgründen die
Anordnung einer Radwegebenutzungspflicht mit den
Zeichen 237, 240 oder 241 zwingend erforderlich, so
sind neben einem ausreichenden baulichen Zustand
auch Anforderungen an die Linienführung und die
Mindestbreiten des Radweges zu stellen, damit er ge-
fahrlos befahren werden kann. 

Ausnahmsweise und nach sorgfältiger Überprüfung
kann von den Mindestmaßen dann, wenn es aufgrund
der örtlichen oder verkehrlichen Verhältnisse erfor-
derlich und verhältnismäßig ist, an kurzen Abschnit-
ten (z. B. kurze Engstelle) unter Wahrnehmung der
Verkehrssicherheit abgewichen werden. Die Mindest-
breiten sind vom Verordnungsgeber in der VwV-
 StVO festgelegt. Die VwV-StVO ist eine verbindliche
Weisung des Verordnungsgebers an die Verkehrs-
behörden, die von diesen beachtet und angewendet
wird. Neben den für die Anordnung einer Benut-
zungspflicht vorgeschriebenen Mindestmaßen enthal-
ten die technischen Regelwerke darüber hinaus Maße,
die fachlich geboten sind. In den Musterlösungen
RadNETZ Baden-Württemberg ist für gemeinsame
Geh- und Radwege oder Gehwege (Radfahrer frei)
 eine Breite von mindestens 3,00 m benannt.

Zur Installation von Pollern und ähnlichem gilt im
Weiteren gemäß den Empfehlungen für Radverkehrs-
anlagen, dass diese nur gerechtfertigt sind, wenn der
angestrebte Zweck mit anderen Mitteln nicht erreich-
bar ist und die Folgen eines Verzichtes die Nachteile
für die Radverkehrssicherheit übertreffen. Ferner sind
Poller unzulässig, wo Verkehrsteilnehmerinnen und
Verkehrsteilnehmer gefährdet oder der Verkehr er-
schwert werden können.

d) Zu Beschilderungen und Piktogrammen

Wo das Ende eines Sonderweges zweifelsfrei erkenn-
bar ist, bedarf es im Übrigen keiner Kennzeichnung.
Ansonsten ist das Zusatzzeichen „Ende“ anzuordnen
(vgl. VwV-StVO zu § 41, Zeichen 237, 240 und 241).
Hinweisschilder zu Radrouten sind keine Verkehrs-
zeichen im Sinne des § 39 StVO.

Die Ausgestaltung des Sinnbildes „Radverkehr“ zur
Kennzeichnung von Radverkehrsführungen ist § 39
StVO zu entnehmen. Radpiktogramme dienen der
 Sicherung und Führung des Radverkehrs auf der
Strecke sowie in Konfliktbereichen mit anderen Ver-
kehrsarten. Die Markierung dient der Erkennung der
Radverkehrsführung und soll daher auf Fahrbahnen
und nicht benutzungspflichtigen Radwegen ange-
wandt werden. Abweichend davon soll auf Strecken
des RadNETZ das einheitliche RadKULTUR Fahr-
rad-Sinnbild genutzt werden. 

e) Zu linksseitige Radverkehrsführung, Benutzungs-
pflicht auf baulich angelegten Radwegen

Die Förderung des Radverkehrs ist ein wichtiges An-
liegen. Vor diesem Hintergrund war „Radverkehrs-
führung innerorts“ Vertiefungsthema bei der Seminar-
reihe zur Unterrichtung der Mitglieder der Verkehrs-
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schau- und Unfallkommissionen im Jahr 2014. Daher
wurden die Regierungspräsidien vom Ministerium für
Verkehr gebeten, in den Jahren 2015 und 2016 im
Rahmen der turnusmäßigen Verkehrsschauen alle
Radverkehrsführungen innerorts hinsichtlich der Frei-
gabe von Gehwegen für den Radverkehr zu überprü-
fen (Zeichen 239 StVO/Zusatzzeichen 1022-10). Eine
Freigabe kommt nur in Betracht, wenn dies unter Be -
rücksichtigung der Belange der Fußgängerinnen und
Fußgänger vertretbar ist. Zudem sollten auch die Be-
nutzungspflicht auf baulich angelegten Radwegen und
aufgrund der besonderen Unfallgefahr die Anordnung
linksseitiger Radverkehrsführungen überprüft werden,
wo diese bestehen.

In Tempo-30-Zonen ist eine Radverkehrsführung ge-
nerell unzulässig (§ 45 Abs. 1 c StVO).

Die Zielvereinbarungen des Ministeriums für Verkehr
mit den Regierungspräsidien für die Jahre 2017/2018
beinhalteten die Überprüfung der Radverkehrsführun-
gen außerorts. Die Regierungspräsidien wurden gebe-
ten, auf das Einhalten der in der VwV-StVO vorgege-
benen Mindestbreiten für die Anordnung einer Rad-
wegebenutzungspflicht hinzuweisen sowie die Anord-
nung einer Benutzungspflicht für linke Radwege auf-
grund der Unfallträchtigkeit grundsätzlich überprüfen
zu lassen.

f) Zu Radverkehrsführung an Kreisverkehrsplätzen

Der Fahrradverkehr ist entweder wie der Kraftfahr-
zeugverkehr auf der Kreisfahrbahn zu führen oder auf
einem baulich angelegten Radweg (Zeichen 237, 240,
241). Ist dieser baulich angelegte Radweg eng an der
Kreisfahrbahn geführt (Absatzmaß max. 4 bis 5 m),
so sind in den Zufahrten die Zeichen 215 (Kreisver-
kehr) und 205 (Vorfahrt gewähren) vor der Radfah -
rerfurt anzuordnen. Ist der baulich angelegte Radweg
von der Kreisfahrbahn abgesetzt oder liegt der Kreis-
verkehr außerhalb bebauter Gebiete, ist für den Rad-
verkehr Zeichen 205 anzuordnen.

Die vom Petenten bemängelte Hauptradverbindung in
der Gemeinde wurde von einem Planungsbüro im
Rahmen der Radverkehrskonzeption des Landkreises
vorgeschlagen und ebenfalls 2016 als Landesradver-
kehrsstrecke des RadNETZ Baden-Württemberg defi-
niert. Vorhandene Mängel hinsichtlich Infrastruktur
und Beschilderung wurden im Rahmen der Erstellung
der Konzeption erfasst und in einem Maßnahmenka -
taster dargelegt, welches den Baulastträgern als Ar-
beitsgrundlage dient.

Beschlussempfehlung: 

Die Petition wird der Regierung mit der Maß -
gabe überwiesen, zu veranlassen, dass die
zuständige Straßenverkehrsbehörde die vom
Petenten genannten Beispiele im Rahmen
eines Vor-Ort-Termins überprüft und bei
Bedarf Abhilfe schafft. Im Übrigen kann der
Petition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

2. Petition 16/1050 betr. Einrichtung einer Tempo-
30-Zone

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt die Einrichtung einer Tempo-30-
Zone oder eine andere Maßnahme zur Erhöhung der
Verkehrssicherheit der Kinder, die im Bereich des
Übergangs von der W.-Straße in die B.-Straße im Ort
G. die Straße queren.

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Kurze Schilderung des Sachverhalts

Mit Schreiben vom 30. November 2016 hat das zu-
ständige Landratsamt den Antrag der Petenten auf
Einrichtung einer Tempo-30-Zone bzw. die Anord-
nung anderer Maßnahmen zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit im Bereich der B.-Straße abgelehnt.

Die Verkehrssituation wurde vor Ort mehrfach, zu-
letzt am 17. Mai 2017, vonseiten der Fachbehörden
gemeinsam mit einem Vertreter des Polizeipräsidiums
begutachtet. Aus Sicht der Fachbehörden bestehen in
der B.-Straße keine Mängel im Verkehrsraum, die
sich unfallbegünstigend auswirken. Die Örtlichkeit ist
unauffällig, ein Unfallschwerpunkt besteht nicht. Im
Bereich der Einmündung auf der B.-Straße stehen in
jede Fahrtrichtung die Verkehrszeichen 136 (Kinder).
Der einzige Eingang zum Kindergarten befindet sich
in der H.-Straße, die als Tempo-30-Zone ausgewiesen
ist. Von der B.-Straße gibt es keinen direkten Zugang
zum Gebäude. Starker Ziel- und Quellverkehr im
Nahbereich der Einrichtung ist nicht vorhanden.

2. Beurteilung, insbesondere rechtliche Würdigung

Nach § 45 Absatz 1 c Satz 2 Straßenverkehrs-Ordnung
(StVO) darf sich die Anordnung von Tempo-30-
 Zonen weder auf Straßen des überörtlichen Verkehrs
(Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) noch auf weitere
Vorfahrtsstraßen erstrecken. Da es sich bei der B.-
Straße um eine Landesstraße handelt, darf hier keine
Tempo-30-Zone angeordnet werden. Grundsätzlich
möglich ist die Anordnung einer Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf Tempo 30 km/h. Es müssen auf der
genannten Strecke aber die Voraussetzungen von § 45
Absatz 9 StVO vorliegen. Hiernach dürfen insbeson-
dere Beschränkungen und Verbote des fließenden
Verkehrs nur angeordnet werden, wenn aufgrund der
besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage
besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchti-
gung erheblich übersteigt. Mit Inkrafttreten der Ersten
Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-Ord-
nung (BGBl. I 2016, 2848) wurde die Anordnung
 einer streckenbezogenen Geschwindigkeitsbeschrän-
kung von 30 km/h auf Straßen überörtlichen Verkehrs
u. a. im unmittelbaren Bereich von Kindergärten zwar
dahin gehend erleichtert, dass dort keine besondere
Gefahrenlage mehr erforderlich ist. Nach der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-
Ordnung (VwV-StVO zu Zeichen 274 Rdnr. 13) greift
diese Vorgabe jedoch nur, soweit die Einrichtung
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über einen direkten Zugang zur Straße verfügt oder
im Nahbereich der Einrichtung ein starker Ziel- und
Quellverkehr mit all seinen kritischen Begleiterschei-
nungen vorhanden ist. Der Zugang zum Kindergarten
erfolgt über die H.-Straße, welche in einer Tempo-30-
Zone liegt. 

Die Einzelfallprüfung durch die Straßenverkehrs-
behörde vor Ort hat ergeben, dass die Kinder und ihre
Begleitung keiner Verkehrsgefährdung ausgesetzt
sind, die eine Geschwindigkeitsreduzierung zwingend
erforderlich macht. 

Vor dem Hintergrund der Regelungen in der StVO 
i. V. m. der VwV-StVO und der Hinzuziehung der
Verordnungsbegründung ist die Ermessensentschei-
dung – Tempo 30 nicht anzuordnen – im vorliegenden
Fall nicht zu beanstanden. Stattdessen kann ein ande-
rer Weg geprüft und beschritten werden.

Derzeit werden die Richtlinien für die Anlage und
Ausstattung von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ) des
Bundes aus dem Jahr 2001 vom Land dahin gehend
fortgeschrieben und geändert, dass bei Gefährdung
besonders schutzbedürftiger Personen, die eine Straße
regelmäßig an einer bestimmten Stelle queren, unab-
hängig von der Anzahl der schutzbedürftigen Perso-
nen ein Fußgängerüberweg eingerichtet werden kann.
Die Behörden vor Ort werden gebeten – im Vorgriff
auf die neue Regelung – zu prüfen, ob in der B.-
Straße im Bereich der Einrichtung die oben genannten
Voraussetzungen für die Anlage eines Fußgänger -
überwegs vorliegen und ob die Verkehrssicherheit für
den querenden Fußverkehr durch die Anlage eines
Fußgängerüberwegs erhöht werden kann. Zudem wird
angeregt zu prüfen, ob die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit auf der B.-Straße eingehalten wird und ob
bauliche Maßnahmen z. B. Fahrbahnverschwenkung
und -verengung zur Geschwindigkeitsdämpfung er-
forderlich sind. 

Beschlussempfehlung: 

Die Petition wird der Regierung mit der Maß -
gabe überwiesen, die Prüfung der o. g. alter-
nativen Maßnahmen zur Verbesserung der
Ver kehrssicherheit zu veranlassen. Im Übri-
gen kann der Petition nicht abgeholfen wer-
den.

Berichterstatterin: Böhlen

3. Petition 16/878 betr. Parken auf Geh- und Rad-
wegen

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt ein behördliches Einschreiten ge-
gen das Parken auf Geh- und Radwegen in der Stadt
Ulm.

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Kurze Schilderung des Sachverhalts

Der Petent rügt, dass teilweise die Geh- und Radwege
von den Fußgängerinnen und Fußgängern sowie Rad-
fahrerinnen und Radfahrern nicht mehr benutzbar
 seien, weil Kraftfahrzeuge dort abgestellt würden. Der
Petent ist der Auffassung, dass das Parken auf Rad-
und Gehwegen unzulässig sei. 

Auf seine Nachfrage hin teilte die Stadt dem Petenten
mit, dass das Parken auf Gehwegen ohne entsprechen-
de Beschilderung nach der Straßenverkehrs-Ordnung
(StVO) nicht zulässig sei, außerhalb der Innenstadt
des Stadtkreises aber toleriert werde, sofern andere
Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer hier -
durch nicht behindert würden. Eine Behinderung liege
jedenfalls dann nicht vor, wenn für die Fußgängerin-
nen und Fußgänger sowie Radfahrerinnen und Rad-
fahrer ein Geh- und Radweg von mindestens einem
Meter verbleibe. In vielen Bereichen des Stadtgebie-
tes werde so zusätzlicher Parkraum zur Verfügung ge-
stellt und der Parkplatzsuchverkehr reduziert.

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche
Würdigung

Aktuell bleiben Verstöße in der Stadt Ulm gegen das
Parken auf Gehwegen außerhalb der Innenstadt ohne
rechtliche Konsequenzen. Diese Duldung rechtswidri-
gen Parkens auf Gehwegen widerspricht der Straßen-
verkehrs-Ordnung und findet auch keine Rechtferti-
gung im Gewohnheitsrecht.

Im Rahmen des ihr eingeräumten Ermessens bleibt es
der Stadt Ulm überlassen zu prüfen, ob nicht zulässi-
ges Parkverhalten im Wege von Bußgeldverfahren ge-
ahndet oder das Parken durch entsprechende Beschil-
derung und Markierung zur Kennzeichnung der Park-
flächen legalisiert werden soll:

Anders als bei der Verfolgung von Straftaten besteht
zwar eine Ermittlungspflicht, aber kein Zwang zur
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten. Unter An-
wendung des Opportunitätsprinzips entscheidet grund -
sätzlich die zuständige Bußgeldbehörde im Rahmen
ihres pflichtgemäßen Ermessens, ob und gegen wen
sie ein Bußgeldverfahren einleitet. Fehlerhaft ist die
Ausübung des Ermessens allerdings dann, wenn die
Behörde eine Abwägung im Einzelfall gar nicht trifft
und in Bereichen außerhalb der Innenstadt rechtswid-
rige Zustände stillschweigend duldet. 

Mit Blick auf die Schaffung rechtmäßiger Verhältnis-
se können die Kommunen innerhalb der vom Gesetz-
und Verordnungsgeber vorgegebenen Spielräume in
eigener Zuständigkeit individuelle gebiets- und stre -
ckenbezogene Lösungen für den ruhenden Verkehr
umsetzen. Dabei kann auch das Parken auf Gehwegen
durch das Zeichen „Parken auf Gehwegen“ in der Re-
gel in Verbindung mit einer Markierung zur Kenn-
zeichnung der Parkflächen zugelassen werden. Dies
ist in der Regel nicht wünschenswert, da es sich um
eine von der ursprünglichen Straßenanlage nicht ge-
wollte Ausweitung der vom Kfz-Verkehr genutzten
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Fläche zu Lasten des Fußverkehrs handelt. Zu dem
entsprechenden Zeichen ist in der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung
(VwV-StVO) ausgeführt, dass das Parken auf Geh -
wegen nur zugelassen werden darf, wenn genügend
Platz für den unbehinderten Verkehr von Fußgänge-
rinnen und Fußgängern gegebenenfalls mit Kinder -
wagen oder Rollstuhlfahrern auch im Begegnungsver-
kehr bleibt. Angaben zu den Breitenmaßen für Geh-
wege sind weder in der StVO noch in der VwV-StVO
enthalten. Die Mindestbreite für Gehwege von 1,50
Meter (einschließlich Sicherheitsraum) wird daher im
Wege einer Analogie auf Grundlage der VwV-StVO
aus der Vorgabe einer lichten Breite von mindestens
2,50 Meter für gemeinsame Geh- und Radwege ab-
züglich des Verkehrsraumes von 1,0 Meter für den
Radverkehr hergeleitet. Ausnahmsweise und nach
sorgfältiger Überprüfung kann von den Mindest-
maßen dann, wenn es aufgrund der örtlichen oder ver-
kehrlichen Verhältnisse erforderlich und verhältnis-
mäßig ist, an kurzen Abschnitten unter Wahrung der
Verkehrssicherheit abgewichen werden. Dabei ist 
auf jeden Fall sicherzustellen, dass mobilitätseinge-
schränkte Personen und Personen mit Kinderwagen
an keiner Stelle auf die Straße ausweichen müssen. 

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird der Regierung mit der Maß -
gabe überwiesen, das Regierungspräsidium
zu bitten, die Stadt Ulm anzuweisen, inner-
halb einer Umsetzungsfrist von drei Mona-
ten rechtmäßige Verhältnisse beim bislang
geduldeten Gehwegparken herzustellen.

Berichterstatter: Rottmann

4. Petition 16/1262 betr. Verkehrswesen

I. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich gegen die Legalisierung des
Gehwegparkens im Bereich mehrerer Straßen im
Stadtteil K. der Stadt K. Er macht geltend, dass durch
die Maßnahme Kinder, Mütter mit Kinderwagen, be-
hinderte und ältere Menschen gefährdet würden. 

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Kurze Schilderung des Sachverhalts

Die Stadt K. hat das Parken auf Gehwegen bislang
 geduldet, sofern für Fußgängerinnen und Fußgänger
eine Gehwegbreite von 1,20 Meter nicht unterschrit-
ten wurde. In der Realität wurden jedoch vielerorts
die Gehwege oft so zugeparkt, dass sie von Passantin-
nen und Passanten nicht mehr nutzbar waren. Das zu-
ständige Regierungspräsidium und das Ministerium
für Verkehr forderten daraufhin die Stadt auf, ihre
Praxis aufzugeben, die Straßenverkehrs-Ordnung
 (StVO) konsequent durchzusetzen und Parkverstöße
im Wege von Bußgeldverfahren zu ahnden. 

Die Stadtverwaltung hat die Bürgerschaft an der Um-
setzung der Maßnahmen beteiligt und um Hinweise
und Anregung zu den jeweiligen Stadtteilen gebeten.
Die für die einzelnen Stadtteile eingegangenen Vor-
schläge wurden seitens der Stadtverwaltung geprüft.
Im Anschluss an eine Begehung vor Ort mit den je-
weiligen Ortsverwaltungen und Bürgervereinen, wur-
den die Bürgerinnen und Bürger über die in den je-
weiligen Stadtteilen vorgesehenen Planungen im In-
ternet sowie in der Stadtzeitung informiert und eine
Frist für Anfragen gesetzt. Darüber hinaus hat die
Stadt für die Bürgervertretungen einen 15-seitigen
Leitfaden „Faires Parken in K.“ veröffentlicht, wel-
cher sechs Lösungsansätze sowie deren Vorausset-
zungen erläutert.

Eine beidseitige vollständige Aufgabe von Gehwegen
komme danach nur unter strengen Voraussetzungen in
Betracht. Eine sogenannte Mischverkehrsfläche kön-
ne nur in Bezug auf „klassische Dorfstraßen“ ausge-
wiesen werden, wenn 

–  ein hoher Parkdruck sowie

–  sehr niedriges Verkehrsaufkommen, kein Durch-
gangsverkehr und niedrige Geschwindigkeiten, bei-
spielsweise in einer Stichstraße, vorhanden sind;

–  die verbleibende Fahrbahn in der Mitte für alle
Verkehrsteilnehmenden als Mischverkehrsfläche in
der Regel 3,50 Meter breit ist und

–  die Hauszugänge – auch für Rettungsdienste mit
Trage – gewährleistet werden können.

Durch die Schaffung einer sogenannten Mischver-
kehrsfläche sind in den Straßen faktisch keine Geh-
wege mehr vorhanden, die Flächen zum Parken wer-
den durch Markierungen gekennzeichnet. Der Fuß-,
Rad und Kraftfahrzeugverkehr teilt sich die in der
Mitte liegenden Verkehrsfläche. 

Stadtweit wird die Umsetzung des legalen Gehweg-
parkens frühestens Ende 2018 abgeschlossen sein.
Die betroffenen Anwohnerinnen und Anwohner so-
wie Autofahrerinnen und Autofahrer werden bis dahin
für die anstehenden Änderungen zunächst sensibili-
siert. Fahrzeugen, die auf Gehwegen mit einer ver-
bleibenden Breite von 1,20 Meter für den Fußverkehr
parken, wird ein Hinweiszettel an die Windschutz-
scheibe geheftet, welcher auf den Verstoß gegen gel-
tendes Recht und die Nicht-Tolerierung illegalen
Gehwegparkens nach stadtweiter Umsetzung des Par-
kierungskonzepts aufmerksam macht. Verbleibt hin-
gegen eine nutzbare Gehwegbreite von weniger als
1,20 Meter, wird der Verstoß, wie zuvor auch, geahn-
det. Gleiches gilt für das Parken auf dem Gehweg mit
vier Rädern. 

Der Petent wendet sich gegen die seitens der Stadt
vorgenommene Ausweisung zweier Straßen im Stadt-
teil K. als Mischverkehrsflächen, mit welcher auf bei-
den Straßenseiten eine (legale) Ausweisung von Stell-
plätzen für Pkw erfolgt sei. Hierdurch würden die er-
forderlichen Mindestgehwegbreiten nicht mehr einge-
halten. Ferner rügt er in Bezug auf zwei weitere (Ein-
bahn-)Straßen, die Aufgabe der Gehwege. Er macht
geltend, dass durch die Maßnahmen der Stadt, Kinder
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– etwa auf dem Weg zu einem in einer Tempo-30-
 Zone angrenzenden Spielplatz oder auf dem Fahrrad –
gefährdet würden, weil sie gezwungen seien, die
Fahrbahn mit Pkw zu teilen. Darüber hinaus würden
auch Mütter mit Kinderwägen gefährdet sowie behin-
derte und ältere Menschen, die auf Hilfsmittel in
Form von Rollstühlen oder Rollatoren angewiesen
seien. Außerdem sei die Einhaltung der StVO unter
Verweis auf § 2 Absatz 5 StVO, § 12 Absatz 3 Num-
mer 4 StVO und § 12 Absatz 4a StVO nicht gewähr-
leistet und die Beschilderung der Geschwindigkeits-
beschränkung auf Tempo 20 km/h für Fahrzeugführe-
rinnen und Fahrzeugführer nicht ausreichend erkenn-
bar. 

Nach Auskunft der Stadt sei in den vom Petenten vor-
getragenen Fällen – wie auch in allen anderen Stadt-
teilen der Stadt – sehr genau geprüft worden, inwie-
fern unter Beachtung aller Interessen die Gehwege
zum Parken freigegeben werden können. Die Ver-
kehrssicherheit aller am Verkehr teilnehmenden Per-
sonen sei dabei ein großes Anliegen bei ihrer Ent-
scheidungsfindung gewesen. Daher habe man im Be-
reich der Mischverkehrsflächen, die zu einer beidsei-
tigen Aufgabe der Gehwege geführt haben, eine
streckenbezogene Geschwindigkeitsreduzierung auf
Tempo 20 km/h angeordnet. 

Im Zuge der Petition fand zudem eine erneute Ortsbe-
gehung statt, bei welcher festgestellt wurde, dass dem
Vorbringen des Petenten insoweit abzuhelfen sei, als
dass die Markierung eines Parkplatzes zur Verbesse-
rung der Sichtverhältnisse wieder entfernt werde. Die
Beschilderungen seien jedoch gemäß den gesetzlichen
Vorgaben von § 39 StVO in Fahrtrichtung am rechten
Fahrbahnrand so angebracht worden, dass durch-
schnittlich aufmerksame Fahrzeugführerinnen und
Fahrzeugführer diese bei Einhaltung der nach § 1
 StVO erforderlichen Sorgfalt während der Fahrt er-
kennen können. 

Ferner könnten die Markierungen einer Parkfläche
das gesetzlich vorgesehene Parkverbot nach § 12 Ab-
satz 3 Nummer 4 StVO nicht unterlaufen. Daher dürfe
grundsätzlich trotz Parkflächenmarkierung nicht über
Schachtdeckeln und Verschlüssen geparkt werden. 

Die Gehwege im Stadtteil K. wurden teilweise ein -
seitig oder beidseitig aufgegeben. Im Hinblick auf die
einseitig aufgegebenen Gehwege bestehe keine Not-
wendigkeit auf der Fahrbahn zu laufen, da durchgän-
gig mindestens einseitig ein Gehweg vorhanden sei.
Sofern dennoch teilweise das Gehwegparken auf der
gegenüberliegenden Seite erlaubt worden sei, komme
es nur in Ausnahmefällen zu Unterschreitung der von
der Stadt festgelegten Mindestgehwegbreite von 1,60
Meter (1,10 Meter für Rollstuhlfahrer plus 0,50 Meter
Sicherheitsraum). 

Die nach Aufgabe eines Gehwegs verbleibende Breite
zwischen den Markierungen und Hauswänden stelle
zudem keinen Gehweg im rechtlichen Sinne mehr dar.
Als Sicherheitsabstand zu den Hauswänden schütze
sie diese vor Beschädigungen durch Autotüren. Fer-
ner stelle die Markierung auf der anderen Seite die
Mindestbreite der Fahrbahn für ein Durchkommen der

Feuerwehren, Rettungskräfte und Müllabfuhren sowie
des Begegnungsverkehrs sicher. Die einseitige oder
beidseitige Aufgabe des Gehweges in Einbahnstraßen
führe auch dazu, dass § 12 Absatz 4 a StVO keine An-
wendung mehr finde. Selbiges gelte für den Anwen-
dungsbereich des § 2 Absatz 5 StVO, wonach Kinder
bis zum vollendeten achten Lebensjahr mit Fahr -
rädern Gehwege benutzen müssen und Kinder bis
zum vollendeten zehnten Lebensjahr diese benutzen
dürfen. Insoweit gelte §§ 24, 25 StVO. 

Die Anordnung der Mischflächen in Verbindung mit
einer Geschwindigkeitsbeschränkung sei auch für be-
hinderte und alte Menschen mit Hilfsmitteln der best-
mögliche Kompromiss gewesen, weil viele Gehwege
im Bestand ohnehin zu schmal und zu stark geneigt
gewesen seien.

Im Rahmen der Stellungnahme erklärte sich die Stadt
K. auch bereit, gemeinsam mit dem Petenten eine
Ortsbegehung durchzuführen und, sofern erforderlich,
dessen Fragen zu erörtern. 

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche
Würdigung

Die rechtlichen Erwägungen der Stadt K. zur vollstän-
digen Aufgabe von Gehwegen und zu den vom Peten-
ten vorgetragen Bedenken sind zutreffend. 

Die flankierenden Maßnahmen (Parkflächenmarkie-
rung, Geschwindigkeitsbeschränkung) genügen je-
doch nicht den Anforderungen an die Abwicklung des
Verkehrs in einem gemeinsamen Verkehrsraum. Die
Verhaltensrechte und Verhaltenspflichten werden ins-
besondere für Ältere und Kinder nicht hinreichend
vermittelt. Die Mischverkehrsfläche ist nicht selbst -
erklärend und de facto auch nicht verkehrsrechtlich
angeordnet.

Auf Mischverkehrsflächen, die nicht als verkehrsbe-
ruhigter Bereich (Zeichen 325) ausgewiesen sind,
sind die am Verkehr teilnehmenden Fußgänger und
Radfahrer verpflichtet, sich äußerst rechts am Fahr-
bahnrand fortzubewegen. Die Mischverkehrsfläche in
der Fahrbahnmitte ist weder durch ihr Erscheinungs-
bild noch durch die Beschilderung als solche zu er-
kennen. Der Fußverkehr und Kinder bis zum voll -
endeten achten Lebensjahr, die mit dem Fahrrad auf
dem Gehweg fahren müssen, wähnen sich auf einer
Straße zu sein und fühlen sich vom Fahrverkehr be-
drängt. Die Beschränkung der zulässigen Höchst -
geschwindigkeit auf 20 km/h vermag zwar die Ver-
kehrssicherheit zu erhöhen, schafft aber keine Misch-
verkehrsfläche im Sinne einer Gleichberechtigung
 aller am Verkehr Teilnehmenden. Eine Gleichberech-
tigung besteht nur, wenn ein verkehrsberuhigter Be-
reich angeordnet wird. Eine bauliche Veränderung
des Straßenraums ist nicht zwingend, nähme der Stra -
ße jedoch das dominierende Erscheinungsbild. 

Es besteht nach Auffassung der Landesregierung da-
bei keine Verpflichtung der Stadt, ein ausreichendes
oder zumindest doch das maximal mögliche Park-
platzangebot auf öffentlichen Verkehrsflächen vorzu-
halten. Ruhender Verkehr ist dem „fließenden“ Fuß-,
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Rad- und Kfz-Verkehr nachzuordnen. Sofern die Zahl
verfügbarer Parkplätze der Nachfrage nicht gerecht
wird, ist eine Regulierung durch Parkgebühren sowie
durch privat erstellte und somit nutzerfinanzierte
Parkplätze möglich.

Es wird jedoch für sinnvoll erachtet, der Stadt aufzu-
geben, zu prüfen, ob auf den Straßenabschnitten mit
beidseitiger Aufgabe der Gehwege die Anordnung ei-
nes verkehrsberuhigten Bereichs (Schrittgeschwindig-
keit) geboten ist und die Anordnung auch in weiten
Teilen umzusetzen. Die Petition wurde in der Sitzung
des Petitionsausschusses am 27. September 2018 in
diesem Sinne der Regierung überwiesen. Soweit dem
Begehren des Petenten bereits abgeholfen wurde,
wurde die Petition für erledigt erklärt. Darüber hinaus
konnte der Petition nicht abgeholfen werden.

Beschlussempfehlung: 

Die Petition wird der Regierung mit der Maß -
gabe überwiesen, der Stadt aufzugeben, zu
prüfen, ob auf den Straßenabschnitten mit
beidseitiger Aufgabe der Gehwege die An-
ordnung eines verkehrsberuhigten Bereichs
(Schrittgeschwindigkeit) geboten ist und die
Anordnung auch in weiten Teilen umzuset-
zen. Soweit dem Begehren des Petenten be-
reits abgeholfen wurde, wird die Petition für
erledigt erklärt. Im Übrigen kann der Peti -
tion nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Salomon

5. Petition 16/1975 betr. Kommunalabgaben, Peti-
tionswesen

I. Gegenstand der Petition

1. Der Petent kritisiert das Verhalten des Innenminis -
teriums. Er wirft dem Innenministerium Untätigkeit
vor, insbesondere weil es bislang im Hinblick auf
den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom
5. März 2013, Az. 1 BvR 2457/08, keine ausdrück-
liche zeitliche Oberbegrenzung für den Verjäh -
rungsbeginn für die Beitragserhebung bei leitungs-
gebundenen Einrichtungen durch die Gemeinden in
das Kommunalabgabengesetz für Baden-Württem-
berg (KAG) eingefügt hat. Hierdurch blieben nach
seiner Ansicht „Bürger und auch Gemeindeverwal-
tungen auf der Strecke“. 

2. Der Petent regt des Weiteren eine Änderung der
Verfahrensweise des Petitionsausschusses an. Ins-
besondere begehrt er die Einräumung der Mög -
lichkeit, im Petitionsverfahren auf behördliche Stel -
lungnahmen zu erwidern. Sein Anliegen begründet
er mit den abgeschlossenen Petitionsverfahren
15/4501, 15/5114 und insbesondere 16/507. In die-
sen Verfahren war er selbst nicht Petent. Er gibt an,
mit der Angelegenheit des damaligen Petenten D.,
„die stellvertretend für ca. weitere 69 Fälle“ stehe,

„in der Tiefe vertraut“ zu sein, weil er „für diese
Angelegenheit(en) als Mitarbeiter der dort beauf-
tragten RA-Kanzlei tätig“ sei. Die abgeschlossenen
Petitionen waren namens des Petenten D. von einer
Rechtsanwaltskanzlei eingelegt worden. 

II. Sachverhalt und Bewertung

Zu 1.:

Der genannte Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts betrifft die Zulässigkeit der Erhebung von An-
schlussbeiträgen durch Gemeinden in Fällen, in denen
der Anschluss bzw. die Anschlussmöglichkeit an eine
öffentliche Einrichtung (zum Beispiel Wasser- oder
Abwasserversorgung) bereits vor vielen Jahren er-
folgte, eine wirksame Satzung zur Beitragserhebung
allerdings erst wesentlich später in Kraft getreten ist.
Gegenstand des Beschlusses war eine Regelung des
bayerischen Kommunalabgabengesetzes, wonach im
Fall der Ungültigkeit einer Satzung die Festsetzungs-
frist erst mit Ablauf des Kalenderjahres zu laufen be-
ginnt, in dem die gültige Satzung bekannt gemacht
worden ist. Damit werde, so das Bundesverfassungs-
gericht, der Verjährungsbeginn ohne zeitliche Ober-
begrenzung nach hinten verschoben. Nach Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts muss der Bei-
tragsschuldner „irgendwann“ Klarheit erlangen, ob
und in welchem Umfang er zu einem Beitrag noch
herangezogen werden kann. Das Bundesverfassungs-
gericht hatte die bayerische Regelung für unvereinbar
mit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Rechts -
sicherheit in seiner Ausprägung als Gebot der Belas -
tungsklarheit und -vorhersehbarkeit (Artikel 2 Absatz 1
in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 3 des Grundge-
setzes) erklärt und den bayerischen Gesetzgeber auf-
gefordert, bis 1. April 2014 den verfassungswidrigen
Zustand zu beseitigen. Für die Umsetzung seiner Ent-
scheidung räumte es dem bayerischen Gesetzgeber ei-
nen weiten Spielraum ein. Bayern hat zwischenzeit-
lich sein Kommunalabgabengesetz geändert und eine
Ausschlussfrist zur Beitragserhebung von 20 – und bei
Verletzung einer Mitwirkungspflicht von 25 – Jahren
nach Entstehen der Vorteilslage eingeführt. 

Der Petent hat seit diesem Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts mehrfach und mit immer ähnlichen
Argumenten versucht, insbesondere eine Änderung
des KAG dahin gehend zu erreichen, dass eine zeitli-
che Obergrenze für die Festsetzung von Beiträgen, die
sich am Eintritt der tatsächlichen Vorteilslage orien-
tiert, festgelegt wird. Es sei ihm unklar, welche Recht-
sprechung das Innenministerium beobachte. Nach
 seiner Auffassung folge das Innenministerium der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-
Württemberg „sklavenhaft“, „weil damit Mängel im
Beitragswesen der Gemeinden ausgebügelt und Scha-
denersatzansprüche vermieden werden konnten; d. h.,
Amtspflichtverletzungen unter den Teppich gekehrt
wurden“. Der Petent wirft dem Innenministerium au -
ßerdem „Falschberatung“ der nachgeordneten Rechts-
aufsichtsbehörden und der (betroffenen) Gemeinden
zu Lasten der Abgabenschuldner vor. Es stelle sich die
Frage der „Rechtsbeugung“, denn den Entscheidun-
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gen des Bundesverfassungsgerichts komme nicht nur
hinsichtlich des Tenors, sondern auch hinsichtlich der
die Entscheidung tragenden Gründe Gesetzeskraft zu.

Er wirft dem Innenministerium eine über „30-jährige
Abwehrhaltung“ vor und verweist dabei auch auf die
Angelegenheit in der Stadt K. hin, als es in den
1990er-Jahren um die Forderung ging, eine zeitliche
Begrenzung einer vermeintlichen Beitragserhebungs-
pflicht in das Kommunalabgabengesetz aufzunehmen.
Ferner greift er erneut ein Schreiben des Innenminis -
teriums aus dem Jahr 1994 auf, indem es um die
Normbindung der Verwaltung, insbesondere an die
gemeindlichen Satzungen ging. Er kritisiert außer-
dem, dass für das Innenministerium nur die Interessen
der Gemeinden und Interessensvertretungen im Vor-
dergrund stünden, Belange der Bürger dagegen nicht
berücksichtigt würden. 

a) Zum Vorwurf der angeblichen Untätigkeit des In-
nenministeriums im Hinblick auf den Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts vom 5. März 2013

Bezüglich der Rechtsgrundlagen zur Erhebung von
Anschlussbeiträgen wird auf die umfänglichen Aus-
führungen in der abgeschlossenen Petition 15/3204
(vgl. Drucksache 15/6176, S. 6) hingewiesen. Danach
war es aufgrund der ständigen Rechtsprechung u. a.
des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg bis -
lang grundsätzlich zulässig, Grundstückseigentümer,
die noch keine Anschlussbeiträge gezahlt haben, für
ihre Anschlüsse – unabhängig vom Zeitpunkt des An-
schlusses bzw. der Anschlussmöglichkeit und auch
wenn diese vor vielen Jahren erfolgten – zur Beitrags-
zahlung zu veranlagen. 

Eine umfassende Darstellung des Beschlusses des Bun -
desverfassungsgerichts vom 5. März 2013 und seine
Auswirkungen auf Baden-Württemberg sind ebenfalls
in den Ausführungen zu der Petition 15/3204 enthal-
ten (vgl. Drucksache 15/6176, S. 7). Danach sah das
Innenministerium zusammengefasst – auch in Ab-
stimmung mit dem Städtetag, dem Gemeindetag so-
wie den Regierungspräsidien als obere Rechtsauf-
sichtsbehörden – zum damaligen Zeitpunkt aus fol-
genden Gründen keinen akuten Handlungsbedarf: Der
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts betrifft un-
mittelbar nur Bayern. Das baden-württembergische
Kommunalabgabengesetz enthält keine Regelung
zum Beginn der Festsetzungsfrist im Fall einer ungül-
tigen Abgabensatzung. Ferner sind nach Kenntnis des
Innenministeriums (nach wie vor) nur sehr wenige
Gemeinden in Baden-Württemberg mit Abgabensach-
verhalten befasst, in denen die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts eine Rolle spielen könnte.
Dort können die Probleme jedoch vor Ort selbststän-
dig und eigenverantwortlich im Rahmen der kommu-
nalen Selbstverwaltung sowie einzelfallbezogen ge -
löst werden. Diese Haltung des Innenministeriums
entspricht dem verfassungsrechtlich verbürgten Recht
der kommunalen Selbstverwaltung. Dieses gebietet
Zurückhaltung bei allen staatlichen Maßnahmen.

Inzwischen sind weitere gerichtliche Entscheidun gen
zur Verjährung von Beitragsansprüchen unter Be -

rücksichtigung der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts ergangen. Beispielhaft können die Fol-
genden genannt werden (vgl. auch die Antwort des
Innen ministeriums zu der Kleinen Anfrage des Abg.
Dr. Ulrich Goll FDP/DVP vom 1. Juni 2015 [Druck-
sache 15/6940], die der Petent seiner Petition beige-
fügt hat):

So hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom
20. März 2014, Az. 4 C 11.13, dargelegt, dass nach
den Wertungen der allgemeinen Verjährungsvor-
schriften die Erhebung von Beiträgen generell ausge-
schlossen ist, wenn seit dem Entstehen der Vorteils -
lage mehr als 30 Jahre vergangen sind. In – nicht
näher bestimmten – Einzelfällen könne auch eine kür-
zere Frist in Betracht kommen.

Auf die neuere Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts greift auch der Verwaltungsgerichtshof
Baden-Württemberg zurück (Urteil vom 20. Januar
2015, Az. 2 S 1840/14). Die in der allgemeinen Ver-
jährungsfrist des § 53 Absatz 2 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes von 30 Jahren zum Ausdruck kom-
mende Wertung des Gesetzgebers, die Durchsetz -
barkeit des Anspruchs eines öffentlich-rechtlichen
Rechtsträgers auf die längste im Zivilrecht vorgesehe-
ne Verjährungsfrist zu beschränken, könne in den
Treuwidrigkeitstatbestand übernommen werden.

Auch das Verwaltungsgericht Karlsruhe legt seinem
Urteil vom 11. September 2014, Az. 2 K 2326/13, das
genannte Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu-
grunde. Es führt in seiner Entscheidung ausdrücklich
aus, dass die bestehenden landesgesetzlichen Rege-
lungen (§ 3 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe c KAG)
keinen durchgreifenden verfassungsrechtlichen Be-
denken unter der Maßgabe begegnen, dass die Einhal-
tung des Gebots der Belastungsklarheit und -vorher-
sehbarkeit durch eine ergänzende Anwendung des
auch im öffentlichen Recht geltenden Grundsatzes
von Treu und Glauben sichergestellt werden kann.
Zur Ausfüllung des Treuwidrigkeitstatbestands be-
zieht sich das Gericht auf die Wertungen der allge-
meinen Verjährungsvorschriften von bis zu 30 Jahren.

Eine weitere Entscheidung des Verwaltungsgerichts
Karlsruhe vom 19. Januar 2017, Az. 2 K 858/16, folgt
ebenfalls dieser Linie. Dabei ging es um einen Bei-
tragsbescheid aus dem Jahr 2013 zur Festsetzung von
Abwasserbeiträgen. Der angenommene Eintritt der
Vorteilslage (hier: der tatsächliche Anschluss des
Grundstücks an die Abwasseranlage) erfolgte unge-
fähr zum Jahreswechsel 1989/1990. Damit wären
nach Auffassung des Gerichts vom Eintritt der Vor-
teilslage bis zur Beitragserhebung rund 24 Jahre ver-
gangen. Das Verwaltungsgericht hatte in seiner Ent-
scheidung – wie bereits in seiner vorangegangenen
Eilentscheidung vom 31. Mai 2016, Az. 2 K 1438/16,
gegen die eine Beschwerde beim Verwaltungsge-
richtshof erfolglos war (Beschluss vom 27. Juli 2016,
Az. 2 S 1191/16) – ausgeführt, dass sich eine Treu -
widrigkeit der Abgabenerhebung durch bloßen Zeit-
ablauf in Anlehnung an in § 53 Absatz 2 des Landes-
verwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) zum Aus-
druck kommenden Rechtsgrundsätze grundsätzlich
erst nach 30 Jahren nach Eintritt der tatsächlichen
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Vorteilslage ergeben kann, wobei die Beweislast beim
Abgabenschuldner liege.

Gegen dieses Urteil des Verwaltungsgerichts Karls -
ruhe vom 19. Januar 2017 hat nun der Verwaltungsge-
richtshof Baden-Württemberg mit dem der Petition
beigefügten Beschluss vom 9. Januar 2018, Az. 2 S
725/17, die Berufung zugelassen. Der Verwaltungs -
gerichtshof hält die Frage, ob ein Verstoß gegen Arti-
kel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes unter Rückgriff auf
den Treuwidrigkeitstatbestand mit entsprechender An -
wendung von § 53 Absatz 2 LVwVfG verneint wer-
den kann, mit Blick auf eine Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 15. April 2015, Az. 9 C
19.14, in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht für
 offen. Eine rechtskräftige Entscheidung bleibt abzu-
warten.

Ob und inwieweit eine Änderung des Kommunalab-
gabengesetzes hinsichtlich einer ausdrücklichen Be-
nennung einer zeitlichen Oberbegrenzung für den
Verjährungsbeginn für die Beitragserhebung durch
die Gemeinden erforderlich ist, hängt zudem vom
Ausgang einer anhängigen Beschwerde aus Baden-
Württemberg beim Bundesverfassungsgericht ab (sie-
he hierzu: Beschlussempfehlung und Bericht des
Ständigen Ausschusses zu dem Schreiben des Bun-
desverfassungsgerichts vom 14. Dezember 2015, Az. 1
BvR 176/15, Drucksache 15/8007). 

Angesichts der oben dargestellten Rechtsfortbildung
durch die Rechtsprechung hat das Innenministerium
bislang eine Änderung des baden-württembergischen
Kommunalabgabengesetzes nicht als dringlich ange-
sehen. Nach der Rechtsprechung konnte davon aus -
gegangen werden, dass auf die 30-jährige Verjäh -
rungsfrist des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes
im Wege der Analogie oder zumindest vermittelt über
den Grundsatz von Treu und Glauben zurückgegriffen
werden kann, um den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen des Gebots der Belastungsklarheit und -vor-
hersehbarkeit zu genügen, sodass eine Änderung des
Kommunalabgabengesetzes (d. h. die Einfügung einer
ausdrücklichen zeitlichen Obergrenze für die Bei-
tragserhebung) nicht dringlich erschien. Der Ausgang
der beiden zuletzt genannten ober- bzw. verfassungs-
gerichtlichen Verfahren bleibt jetzt abzuwarten, um
Klarheit für die Rechtslage in Baden-Württemberg zu
erhalten.

Der Vorwurf der Untätigkeit geht angesichts der dar-
gelegten Gründe fehl.

Soweit der Petent der Ansicht ist, das Innenministe -
rium missachte Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts, obwohl ihnen hinsichtlich des Tenors
und der die Entscheidung tragenden Gründe Gesetzes-
kraft zukomme („Rechtsbeugung“), wird dem entge-
gen getreten. Die Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts binden nach § 31 Absatz 1 des Bundes-
verfassungsgerichtsgesetzes die Verfassungsorgane des
Bundes und der Länder sowie alle Gerichte und Be -
hörden. Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts
vom 5. März 2013 erklärt im Tenor explizit aber nur
Artikel 13 Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc Spiegelstrich 2 des Bayerischen Kommunal-

abgabengesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Än-
derung des Kommunalabgabengesetzes vom 28. De-
zember 1992 für unvereinbar mit Artikel 2 Absatz 1
des Grundgesetzes in Verbindung mit dem verfas-
sungsrechtlichen Grundsatz der Rechtssicherheit. Ei-
ne rechtliche Verpflichtung würde sich daraus für den
baden-württembergischen Gesetzgeber oder das Innen -
ministerium nicht einmal dann ergeben, wenn es im
baden-württembergischen Kommunalabgabengesetz
eine Parallelnorm zu der genannten Regelung des
bayerischen Kommunalabgabengesetzes geben wür-
de. Entsprechendes gilt für den vom Petenten genann-
ten Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
12. November 2015, Az. 1 BvR 2961/14, zur Recht-
sprechung in Brandenburg. 

Der weitere Vorwurf des Petenten, das Innenministe-
rium ließe die betroffenen Gemeinden im Stich, bügle
„Mängel im Beitragswesen der Gemeinden“ aus, so-
dass Schadenersatzansprüche vermieden bzw. Amts-
pflichtverletzungen „unter den Teppich gekehrt“ wür-
den, ist angesichts der dargestellten Sach- und Rechts-
lage nicht nachvollziehbar. Auch der Vorwurf der
„Falschberatung“ der nachgeordneten Rechtsaufsichts -
behörden und der (betroffenen) Gemeinden zu Lasten
der Abgabenschuldner ist zurückzuweisen. Auf die
Ausführungen zu Frage 3 der Kleinen Anfragen vom
1. Juni 2015 (Drucksache 15/6940) und zu Frage 5
und 6 der Kleinen Anfrage vom 15. März 2017 (Druck -
sache 16/1780) sowie zu der Petition 15/3204 (Druck-
sache 15/6176, z. B. S. 7 rechts unten, S. 8 ff. Kom-
munale Selbstverwaltung) wird verwiesen.

b) Zu den sonstigen Ausführungen des Petenten

Auch die übrigen Vorwürfe des Petenten gegenüber
dem Innenministerium sind nicht begründet und zu -
rückzuweisen.

Bezüglich des der Petition beigefügten Scheibens des
Innenministeriums aus dem Jahr 1994, in dem es um
die Normbindung der Verwaltung, insbesondere an
die gemeindlichen Satzungen ging, wird auf die Aus-
führungen in der Petition 15/3204 (vgl. Drucksache
15/6176, S. 8) zur „Verwerfungskompetenz“ verwie-
sen. Die vom Petenten angesprochene Altanschluss -
problematik in der Stadt K. und eine damit verbunde-
nen Frage, ob eine gesetzliche Freistellung von Alt -
anschlüssen von der Beitragspflicht (d. h. Anschlüsse
vor Inkrafttreten des KAG am 1. April 1964) erforder-
lich ist, wurde umfassend und abschließend im Rah-
men einer Änderung des Kommunalabgabengesetzes
geprüft. Auf die Ausführungen im diesbezüglichen
Gesetzentwurf vom 9. Oktober 1995 (Drucksache
11/6586) wird verwiesen. 

Der Gesetzgeber, das Innenministerium und auch die
Gemeinden haben nicht nur die Interessen einzelner
Beitragsschuldner zu berücksichtigen, sondern darü-
ber hinaus u. a. auch die Interessen aller Einwohner.
Es darf nicht vergessen werden, dass der Grund-
stückseigentümer mit dem Anschluss seines Grund-
stücks an die öffentliche Wasserversorgung oder Ab-
wasserentsorgung einen Vorteil erhält (das Grund-
stück kann bebaut werden und steigt damit in seinem
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Wert). Beiträge werden als Ausgleich für einen ge-
währten Sondervorteil erhoben. Es ist daher selbstver-
ständlich, dass jeder Grundstückseigentümer, der eine
Leistung von der Gemeinde erhalten hat, sich darauf
einrichten muss, dass diese von dem ihr eingeräumten
Recht bzw. der ihr ggf. obliegenden Pflicht, einen
Beitrag zu erheben, Gebrauch macht. Ein Verzicht auf
Anschlussbeiträge ginge zu Lasten der Allgemeinheit,
d. h. der übrigen Bürger der Gemeinde. Auf die ver-
schiedenen Ausführungen hierzu in der Petition
15/3204 (vgl. Drucksache 15/6176) wird verwiesen.

Zu 2.:

Inhaltlich ging es in den abgeschlossenen Petitionen
15/4501, 15/5114 und 16/507 im Wesentlichen um
denselben Sachverhalt, nämlich im Kern um eine
„Nichtentscheidung“ bzw. Untätigkeit der Stadt, von
der für die Tätigkeit der oben genannten Rechtsan-
waltskanzlei im Widerspruchsverfahren aufgrund eines
Antrags vom 14. Januar 2013 eine Kostengrundent-
scheidung und eine Kostenfestsetzung in Höhe von
120,67 Euro gefordert worden war.

Der Petent rügt erneut, dass der Sachverhalt in weiten
Teilen nicht der Petitionsschrift entspreche. Hierzu
wird insbesondere auf die Landtagsentscheidung vom
1. Februar 2018 zur Petition 16/507 (vgl. Drucksache
16/3335) verwiesen. Im Ergebnis war es nicht ange-
zeigt, im Rahmen der Rechtsaufsicht und dem verfas-
sungsrechtlich garantierten Recht auf kommunale
Selbstverwaltung, den Petitionen abzuhelfen und die
Stadt zu einer Entscheidung über den Antrag zu ver-
anlassen. Der Petent wurde auf den Rechtsweg (Un -
tätigkeitsklage) verwiesen. 

Weiter rügt der Petent in Bezug auf die Petition
16/507, dass der von der o. g. Anwaltskanzlei mit ei-
nem Schreiben vom 30. Dezember 2016 übersandte
Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Würt-
temberg vom 14. Dezember 2016, Az. 2 S 1384/16,
nicht berücksichtigt worden sei. 

Dem Innenministerium war dieser Beschluss zum
Zeitpunkt der Abgabe der Stellungnahme gegenüber
dem Petitionsausschuss (22. Dezember 2016) nicht be -
kannt. Eine Berücksichtigung in der Stellungnahme
konnte daher nicht erfolgen. Die Stadt selbst hatte von
dem Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs Baden-
Württemberg vom 14. Dezember 2016 offenbar erst am
23. Dezember 2016 Kenntnis erhalten (siehe Tatbestand
des Urteils des Verwaltungsgerichts vom 15. Novem-
ber 2017, Az. 1 K 3188/17, s. u.). In der Stellungnah-
me des Innenministeriums und der späteren Landtags-
entscheidung war deshalb nur dargestellt worden,
dass der Petent Untätigkeitsklage erhoben und mit Ur-
teil des Verwaltungsgerichts vom 27. Juni 2016, Az. 1
K 833/15, in der Sache Recht erhalten hatte, und dass
über den beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-
temberg anhängigen Antrag auf Zulassung der Beru-
fung noch nicht entschieden worden sei. 

Nachdem der Verwaltungsgerichtshof den Antrag auf
Zulassung der Berufung mit dem Beschluss vom 
14. Dezember 2016 abgelehnt hatte, wurde das Urteil
des Verwaltungsgerichts vom 27. Juni 2016, Az. 1 K

833/15, rechtskräftig. Danach hatte die Stadt mit ihrer
Vorgehensweise bzw. ihrem Verhalten eine (ledig-
lich) konkludente Abhilfe vorgenommen. Die Stadt
wurde verpflichtet, eine förmliche Abhilfeentschei-
dung sowie eine Entscheidung über die Kosten des
Widerspruchsverfahrens zu treffen. 

Wie in der jetzigen Petition 16/1975 beschrieben, hat
die Stadt inzwischen mit Bescheid vom 20. Januar
2017 an die Rechtsanwaltskanzlei einen förmlichen
Abhilfebescheid inklusive Kostengrundentscheidung
betreffend aller Widersprüche gegen die Bescheide
vom 12. April 2011 erlassen. Der Petent sieht mit die-
sem Abhilfebescheid ausdrücklich „dieses Petitions-
begehren“ als erledigt an.

Mit diesem Bescheid vom 20. Januar 2017 setzte die
Stadt auch die von ihr zu erstattenden Aufwendungen
mit 1.496,43 Euro fest. Mit Änderungsbescheid vom
24. Januar 2017 reduzierte sie diese auf 587,86 Euro.
Damit beabsichtigte die Stadt, der durch Urteil des
Verwaltungsgerichtshofs vom 14. Dezember 2016,
Az. 2 S 1384/16, bestätigten Verpflichtung nachzu-
kommen, hinsichtlich der gegen die Bescheide vom
12. April 2011 eingelegten Widersprüche eine förmli-
che Abhilfeentscheidung inklusive Kostengrundent-
scheidung zu treffen.

Die Stadt sieht in den Bescheiden vom 20. bzw. 24. Ja -
nuar 2017 unter anderem eine Bescheidung aller
 Kostenanträge (darunter auch den Antrag vom 14. Ja-
nuar 2013 des Petenten, der Gegenstand der Petitions-
verfahren 15/4501, 15/5114 und 16/507 war). In Zif-
fer 4 des Bescheids setzte sie einen „Gesamtkostenbe-
trag“ auf der Grundlage eines Gesamtstreitwertes fest.
Mit diesem sollten die Kosten aller Widerspruchsfüh-
rer, die von der Kanzlei als deren Mitarbeiter sich der
Petent bezeichnet, vertreten werden, abgegolten sein.

Gegen diesen Bescheid wurde über die Anwaltskanz-
lei Widerspruch für alle Widerspruchsführer erhoben.
Bevor ein Widerspruchsbescheid durch das Landrats -
amt ergehen konnte, erhob die Anwaltskanzlei Un -
tätigkeitsklage für einen anderen Mandanten (nicht
für Petent D. der abgeschlossenen Petitionen). Durch
mittlerweile rechtskräftiges Urteil hat das Verwal-
tungsgericht Freiburg am 15. November 2017, Az. 1
K 3188/17, in dieser Sache entschieden, dass die Kla-
ge hinsichtlich der förmlichen Abhilfeentscheidung
inklusive Kostengrundentscheidung mangels Recht-
schutzinteresses des Klägers unzulässig ist. Lediglich
hinsichtlich der im Abhilfebescheid vom 20. Januar
2017 getroffenen Kostenfestsetzung in Ziffer 4 (ein -
schließlich des Änderungsbescheids vom 24. Januar
2017, mit dem die Kosten reduziert worden waren)
hat das Gericht eine Aufhebung ausgesprochen. Dies
erfolgte mit der Begründung, dass die Stadt eine Ent-
scheidung über die konkrete Kostenfestsetzung nur
bei Vorliegen eines vorherigen Kostenfestsetzungsan-
trags treffen könne; ein solcher lag bezüglich dieses
Klägers nicht vor.

Im Einvernehmen mit der Rechtsanwaltskanzlei war
dieses Verfahren als Musterverfahren geführt und die
restlichen Widersprüche bis zum rechtskräftigen Ab-
schluss des Verfahrens vom Landratsamt ruhend ge-
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stellt worden. Da das Urteil mittlerweile rechtskräftig
ist, sind die Widersprüche, auch betreffend den Peten-
ten D. der abgeschlossenen Petitionsverfahren 15/4501,
15/5114 und 16/507, nun vom Landratsamt als zu-
ständige Rechtsaufsichtsbehörde zu entscheiden. 

Im Übrigen wird auf die Ausführungen in den voran-
gegangenen Petitionsentscheidungen zum Recht auf
kommunale Selbstverwaltung, zur Funktion der
Rechtsaufsichtsbehörden, zum Unterschied zwischen
behördlichen Feststellungen und gerichtlichen Ent-
scheidungen bei Wertungsfragen, zum Rechtsweg ge-
gen Entscheidungen von Gemeinden bzw. gegen de-
ren Untätigkeit sowie zur Erstattung von Anwalts -
kosten verwiesen.

Soweit der Petent eine Änderung der Verfahrensweise
des Petitionsausschusses anregt, ist auszuführen, dass
die Bearbeitung von Petitionen durch den Landtag in
angemessener und gründlicher Weise erfolgt. Die Re-
gierungsstellungnahme dient der internen Unterrich-
tung des Petitionsausschusses und wird nach ständiger
Praxis nicht nach außen gegeben. Es gibt momentan
kein Bedürfnis, von dieser Praxis abzuweichen; ein
Anspruch auf Akteneinsicht besteht nicht.

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird bzgl. der Umsetzung der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts im Lichte des neuen VGH-Urteils
vom 12. Juli 2018 der Regierung als Mate -
rial überwiesen. 

Bezogen auf den konkreten Fall, den der Pe-
tent vertritt, kann der Petition nicht abgehol-
fen werden. Der Petent wird auf den Rechts-
weg verwiesen.

Hinsichtlich der gewünschten Änderung im
Petitionsverfahren kann der Petition nicht
abgeholfen werden.

Berichterstatter: Lorek

6. Petition 16/2033 betr. Bausache, Beschwerde
über die Stadt und das Landratsamt

1. Gegenstand der Petition

Die Petenten wenden sich gegen die Baugenehmigung
zur Errichtung einer Doppelhaushälfte mit Doppel ga -
rage auf dem Grundstück S.-Weg 12, Flst.-Nr. 1063/59. 

Die Petenten machen insbesondere geltend, schon in
der Angrenzerbenachrichtigung getäuscht worden zu
sein. Es seien keine Doppelhäuser erlaubt, ebenso
nicht erlaubt seien Garagen unmittelbar vor der Süd-
grenze der Anlieger. Dies sei auch den Mitgliedern
des Technischen Ausschusses verschwiegen worden. 

Die Befreiung von der Geschosszahl zu zwei Vollge-
schossen sei mehr als grenzwertig und sei den Peten-
ten ebenfalls verschwiegen worden. Zudem sei der S.-

Weg als Spielstraße ohne Gehwege gebaut, die seit -
lichen öffentlichen Parkplätze reichten schon heute
nicht aus. Sollten als Folge der Errichtung des Dop-
pelhauses weitere Doppelhäuser genehmigt werden,
dürften die vorhandenen Parkplätze nicht ausreichen. 

Im Ergebnis seien die Petenten durch das Vorhaben
und vor allem durch die erdrückende Garage sehr be-
lastet. Zudem beklagen sich die Petenten über die
Zurückweisung ihrer Einwendungen, dies stelle einen
groben Verstoß gegen das Baurecht dar. Auch der er-
haltene Hinweis auf die materielle Präklusion sei
nicht zu akzeptieren, insoweit wollen sich die Peten-
ten auch an die Staatsanwaltschaft wenden.

2. Sachverhalt

Das Grundstück S.-Weg 12, Flst.-Nr. 1063/59 (im
Nachfolgenden: Baugrundstück) liegt im Geltungsbe-
reich des rechtsverbindlichen Bebauungsplans „W.-
S.“ vom 7. Mai 1992. Die Nutzungsschablone des Be-
bauungsplans setzt für das Baugrundstück ein Reines
Wohngebiet nach § 3 der BauNVO, ein Vollgeschoss,
eine Grundflächenzahl von 0,3, eine Geschoss flä -
chenzahl von 0,4 und als Dachform Satteldach mit ei-
ner Dachneigung von 30 Grad bis 38 Grad fest. Darü-
ber hinaus sind nur Einzelhäuser in offener Bauweise
und nur einer maximalen Firsthöhe von 8 m zulässig.
Zudem müssen auf allen bislang nicht überbauten
Grundstücksflächen, also auch auf dem Baugrund-
stück, die Garagen und Stellplätze unmittelbar im An-
schluss an die Straße angeordnet werden. Der Ab-
stand zwischen Grundstücksgrenze und Garagentor
soll im Regelfall 5,0 m nicht überschreiten.

Der Antrag auf Baugenehmigung zur Errichtung einer
Doppelhaushälfte mit Doppelgarage im vereinfachten
Verfahren ist am 27. Januar 2017 bei der zuständigen
unteren Baurechtsbehörde, dem Landratsamt, einge-
gangen. Die Nachbarbeteiligung nach § 55 Absatz 1
LBO ist von der Stadt durchgeführt worden. Im Rah-
men der Beteiligung haben auch die Petenten mit
Schreiben vom 16. Februar 2017 Einwendungen er -
hoben.

Die Petenten sind Eigentümer des Grundstücks B.-
Straße 26, Flst.-Nr. 3779/6. Mit ihrer Einwendung
wenden sich die Petenten aus folgenden Gründen
 gegen den Standort der Doppelgarage: Hier sei das
Leitungsrecht für ein Hochspannungskabel auf der
ganzen Länge zu beachten. Die mit dem Leitungs-
recht belastete Fläche dürfe nicht überbaut werden.
Zudem sollte über diesen freien Streifen die Feuer-
wehr leichten Zugang haben. 

Auch die Eigentümerin des Grundstücks Flst.-Nr.
3779/5 erhob mit Schreiben vom 12. Februar 2017
Einwendungen gegen den Standort der Garagen. Die-
se hätten lediglich 1,30 m Abstand zu der im Boden
liegenden Hochspannungsleitung. Auch sei u. a. wei-
terhin zu gewährleisten, dass zugunsten ihres Grund-
stücks Zugang für Baumarbeiten, Heckenschnitt usw.
bestehe.

Mit Schreiben vom 1. März 2017 erteilte die Stadt ihr
Einvernehmen zu dem Bauvorhaben wie folgt:
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„Die Stadt […] stimmt dem Neubau einer Doppel-
haushälfte mit Doppelgarage zu, die Bestimmungen
des Leitungsrechts sind bei der Genehmigung zu be -
rücksichtigen.“ 

Am 22. März 2017 wurde die Baugenehmigung für
den Neubau einer Doppelhaushälfte mit Doppelgara-
ge auf dem Baugrundstück unter Befreiung von der
Festsetzung Einzelhäuser und der Überbauung des
Leitungsrechts erteilt. Diese Befreiungen sind Inhalt
und Bestandteil der Baugenehmigung. Die Einwen-
dungen der Petenten sowie der Eigentümerin des
Grundstücks 3779/5 wurden mit Schreiben des Land-
ratsamtes vom 22. März 2017 als unbegründet zu -
rückgewiesen. Dem Schreiben lag die Baugenehmi-
gung als Anlage bei.

In dem Schreiben wird u. a. ausgeführt, dass das Bau-
vorhaben die Festsetzungen des Bebauungsplans ein-
hält bzw. die gesetzlichen Voraussetzungen für die er-
teilten Befreiungen vorliegen. 

Auszug aus dem Schreiben:

„Bezüglich der im Boden liegenden Hochspannungs-
leitung:

Über das Baugrundstück führt parallel zu der rück-
wärtigen Grundstücksgrenze Ihres Anwesens [ge-
meint: Grundstück der Petenten] ein Leitungsrecht für
Hochspannungskabel der […]-GmbH. Im hier maß-
geblichen Bebauungsplan […] ist im Bereich dieser
Leitung eine Fläche eingetragen, die nicht überbaut
werden darf. Nach der vorliegenden Planung ist vor-
gesehen, die Garage direkt bis an die Hochspannungs-
leitung zu führen. Nach Rücksprache mit dem Netz-
betreiber bestehen gegen die Bebauung der Garagen
bis an das Kabel keine Bedenken; eine Überbauung
wird jedoch nicht gestattet. Durch die Bebauung erge-
ben sich – wie durch den Netzbetreiber bestätigt wur-
de – keine Beeinträchtigungen oder Gefahren für die
Angrenzer. Aus diesem Grund haben wir eine Befrei-
ung für die entsprechende Überschreitung der Fläche
des Leitungsrechts bis an das Kabel erteilt. Eine un-
zulässige Beeinträchtigung ihrer nachbarlichen Belan-
ge ist hierdurch nicht gegeben. Zu berücksichtigen ist
dabei, dass die Freifläche für das Leitungsrecht, die
im Bebauungsplan festgesetzt ist, ausschließlich den
Belangen des Netzbetreibers bzw. Leitungsträgers
dient, nicht jedoch dazu, Bauvorhaben von den Nach-
bargrenzen fernzuhalten.

Zugang bezüglich Brandschutz:

Bezüglich einer Zuwegung für die Feuerwehr im
Brandfall werden vorliegend keine öffentlich-rechtli-
chen Anforderungen gestellt; somit kann eine Durch-
führung von Löscharbeiten über die Hinterseite ihres
Gebäudes baurechtlich nicht gefordert werden.“

Die Baugenehmigung ist bestandskräftig, Widerspruch
wurde innerhalb der Rechtsbehelfsfrist nicht einge-
legt.

Am 31. Juli 2017 teilten die Petenten dem Landrats -
amt mit, dass die auf dem Baugrundstück errichtete

Garage viel zu hoch sei. Eine unverzüglich durchge-
führte Baukontrolle ergab keine Abweichungen von
den genehmigten Planvorlagen. Dies wurde zusätzlich
durch die Vermessung eines öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieurs bestätigt.

Ende des Jahres 2017/Anfang 2018 wandten sich die
Petenten und weitere Angrenzer erneut an das Land-
ratsamt mit der Begründung, die Baugenehmigung sei
rechtswidrig erteilt worden. Daraufhin teilte das
Landratsamt mit, dass die Baugenehmigung bestands-
kräftig und bereits umgesetzt sei. Im Übrigen wurden
die Petenten auf die Präklusionsregelung des § 55 Ab-
satz 2 LBO hingewiesen.

Mit Schreiben vom 3. März 2018 erhoben die Peten-
ten Dienst- und Fachaufsichtsbeschwerde gegen den
Stadtbaumeister der Stadt sowie gegen den Kreisbau-
meister des Landratsamtes. Nach den Ausführungen
der Petenten haben diese einseitig zugunsten der Bau-
herren entschieden, was die Petenten als Amtsan-
maßung und schwere Amtspflichtverletzung werten.
Wären die Petenten richtig informiert worden, z. B.
bezüglich der Unzulässigkeit von Doppelhäusern, hät-
ten sie Widerspruch gegen die Baugenehmigung ein-
gelegt. Den Petenten wären jedoch die Regelungen
des Bebauungsplans verschwiegen worden. 

Bereits vor dem Baugenehmigungsverfahren haben
Gespräche zwischen der Stadt, dem Landratsamt, den
Bauherren und den Petenten stattgefunden, in denen
es u. a. um die Gestaltung der Ziegel, die Dachform
und Firsthöhe der Garagen ging. Im September 2017
wurde der Bebauungsplan „W.-S.“ den Petenten auf
Nachfrage digital zur Verfügung gestellt.

In der Baugenehmigung selbst, die die Petenten erhal-
ten haben, wird deutlich ausgeführt, dass für das Bau-
vorhaben Befreiungen nach § 31 Absatz 2 Nr. 2
BauGB von den planungsrechtlichen Festsetzungen
des Bebauungsplans erteilt wurden.

Auszug aus der Baugenehmigung:

„Abweichung von der Bauweise nach § 3 Nr. 3 „offe-
ne Bauweise mit Einschränkungen, nur Einzelhäuser
zulässig.

Befreiung für die Überbauung der mit Leitungsrecht
belegten Flächen“

Das Bauvorhaben hält im Übrigen die Zahl der Voll-
geschosse ein, die von den Petenten hierzu ausgeführ-
te Behauptung ist insofern nicht zutreffend. 

3. Rechtliche Würdigung

Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 LBO ist die Baugenehmi-
gung zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine von
der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften entgegenstehen. Zu den zu prüfen-
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften gehören auch
die Festsetzungen des Bebauungsplans. 

Erfüllt das Bauvorhaben, wie vorliegend, nicht alle
Festsetzungen des Bebauungsplans, sind die Voraus-
setzungen der Befreiung nach § 31 Absatz 2 BauGB
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zu prüfen. Nach dieser Regelung kann von den Fest-
setzungen des Bebauungsplans befreit werden, wenn
die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit, einschließlich
des Bedarfs zur Unterbringung von Flüchtlingen
oder Asylbegehrenden die Befreiung erfordern oder

2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer of-
fenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belan-
gen vereinbar ist.

Die vorliegende Baugenehmigung ist bestandskräftig,
die Befreiungsvoraussetzungen sind, wie nachfolgend
ausgeführt, erfüllt. Anhaltspunkte, die eine Aufhebung
der Baugenehmigung begründen könnten, sind nicht
erkennbar.

Das Bauvorhaben weicht in folgenden Punkten von
den Festsetzungen des Bebauungsplans ab:

–  Doppelhaus statt Einzelhaus;

–  teilweise Überbauung der mit Leitungsrecht beleg-
ten Flächen;

–  Standort der Doppelgarage nicht unmittelbar im
Anschluss an Straße.

a) Befreiung von der Festsetzung Einzelhaus

Die Befreiung von der Festsetzung Einzelhaus ist aus
folgenden Gründen städtebaulich vertretbar:

Ausweislich der Ziffer 4.3 der Begründung des Be-
bauungsplans sollen mit der festgesetzten Bauweise
lange Baukörper vermieden werden. Die beiden Dop-
pelhaushälften werden jedoch insgesamt nur eine Ge-
samtlänge von 16 m aufweisen. In dieser Länge wäre
auch eine Einzelhausbebauung möglich. Zudem sind
auf der dem Baugrundstück gegenüberliegenden Seite
Doppelhäuser zulässig. Aus diesem Grund ist die Ab-
weichung städtebaulich vertretbar, die Grundzüge der
Planung werden nicht berührt.

b) Befreiung für die teilweise Überbauung der mit
Leitungsrecht belegten Fläche

Die teilweise Überbauung der mit Leitungsrecht be-
legten Flächen ist ebenfalls städtebaulich vertretbar,
da damit keine Beeinträchtigung des in diesem Be-
reich verlegten Hochspannungskabels verbunden ist.
Das Hochspannungskabel selbst wird nicht überbaut.

c) Standort der Doppelgarage

Die Doppelgarage wurde nicht, wie unter § 6 Nr. 5 
des Bebauungsplans festgesetzt, unmittelbar im An-
schluss an die Straße errichtet. Eine Befreiung dafür
wurde zwar nicht erteilt, die Befreiungsvoraussetzun-
gen sind jedoch erfüllt.

Ausweislich der Begründung des Bebauungsplans sol-
len mit dieser Festsetzung lange, großflächig belegte

und damit versiegelte Zufahrten zu den Garagen ver-
mieden werden. Im vorliegenden Fall wird die Zu-
fahrt zur Garage wasserdurchlässig hergestellt. Die
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt
und nachbarliche Interessen – die Festsetzung ist
nicht nachbarschützend – nicht verletzt. 

d) Abstand der Doppelgarage

Die Doppelgarage befindet sich mit der Giebelseite
nördlich des Baugrundstücks in Richtung des Grund-
stücks der Petenten und ist abstandflächenrechtlich
privilegiert auf der gemeinsamen Grundstücksgrenze
gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 LBO zulässig. Nach
dieser Regelung sind Garagen, Gewächshäuser und
Gebäude ohne Aufenthaltsräume mit einer Wandhöhe
bis 3,0 m und einer Wandfläche bis 25 m² in den Ab-
standsflächen baulicher Anlagen sowie ohne eigene
Abstandsflächen zulässig.

Im konkreten Fall beträgt die gemittelte Wandhöhe
der Doppelgarage 2,97 m, bei einer Breite von 6,0 m
beträgt die Wandfläche somit 17,82 m², die in § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 2 LBO geforderten Maße werden da-
mit eingehalten. Die Doppelgarage befindet sich aller-
dings nicht unmittelbar auf der Grenze, sondern in ei-
nem Abstand von 1,13 m zu der gemeinsamen Grund-
stückgrenze. Dies ist aus bauordnungsrechtlicher Sicht
unschädlich, da der in § 6 Absatz 2 LBO geforderte
Mindestabstand bei grenznaher Bebauung von 0,5 m
deutlich überschritten ist.

Gegen den Standort und die Maße der Garage beste-
hen aus bauordnungsrechtlicher Sicht deshalb keine
Bedenken. 

e) Materielle Präklusion

Soweit sich die Petenten gegen die materielle Präklu-
sionsregelung des § 55 Absatz 2 LBO wenden, kann
Folgendes ausgeführt werden:

Nach § 55 Absatz 2 LBO sind Einwendungen inner-
halb von vier Wochen nach Zustellung der Benach-
richtigung bei der Gemeinde schriftlich oder zur Nie-
derschrift vorzubringen. Die vom Bauantrag durch
Zustellung benachrichtigten Angrenzer und sonstigen
Nachbarn werden mit allen Einwendungen ausge-
schlossen, die im Rahmen der Beteiligung nicht frist-
gemäß geltend gemacht worden sind und sich auf von
der Baurechtsbehörde zu prüfende öffentlich-recht -
liche Vorschriften beziehen (materielle Präklusion).
Diese materielle Präklusion dient der Beschleuni-
gung, Konzentration und der Ökonomie des Geneh-
migungsverfahrens sowie dem Schutz der Bestands-
kraft einer einmal erteilten baurechtlichen Genehmi-
gung und begegnet keinen verfassungsrechtlichen Be-
denken. 

Insoweit vermag der Vortrag der Petenten nicht zu
überzeugen, zumal ihnen mit Erhalt der Baugenehmi-
gung samt Lageplan, die Bauweise – hier Einzelhaus
– und die konkreten Standorte des Wohngebäudes
und der Garagen bekannt waren. 
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f) Stellplätze

Durch die vorhandene Doppelgarage sind für die
Doppelhaushälfte ausreichend Stellplätze im Sinne des
§ 37 Absatz 1 LBO vorhanden. Auch bei einer Einzel-
hausbebauung wären nach den Festsetzungen des Be-
bauungsplans zwei Wohneinheiten je Haus möglich.
Die Zahl der Wohneinheiten wird durch die Doppel -
hausbebauung nicht überschritten, da je Doppelhaus-
hälfte nur eine Wohneinheit vorhanden ist. Die Park-
platzsituation im Wohngebiet dürfte sich, entgegen
den Ausführungen der Petenten, deshalb nicht ver-
schlechtern.

4. Behandlung im Petitionsverfahren

Am 29. August 2018 fand ein Ortstermin statt, bei dem
die Petition ausführlich diskutiert und das Baugrund-
stück in Augenschein genommen wurde. In der Sit-
zung des Petitionsausschusses am 27. September 2018
wurde das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und
Wohnungsbau gebeten, auf die Stadt zuzugehen, da-
mit dort bei der Bebauung von Nachbargrundstücken
bei der Verlegung von Garagen an andere Standorte
strengere Maßstäbe angelegt werden. Außerdem solle
das Landratsamt durch frühzeitigere Baukontrollen si-
cherstellen, dass keine unzulässigen Dachziegel ver-
wendet werden. Darüber hinaus konnte der Petition
nicht abgeholfen werden.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Beck

7. Petition 16/2165 betr. Staatsanwaltschaftliche
Ermittlungen

Der Petent hat sich nach für ihn erfolglosen Verfahren
vor dem Amtsgericht, dem Landgericht und dem Bun-
desgerichtshof, die die Betreuung seiner Mutter und
deren Unterbringung in einer Pflegeeinrichtung be-
treffen, hilfesuchend an den Petitionsausschuss ge-
wandt. In diesem Zusammenhang bringt er vor, dass
er auf Anzeige bei der Staatsanwaltschaft keine Rück-
meldung erhalten habe.

Bei der Staatsanwaltschaft konnten in Bezug auf den
Petenten drei Vorgänge festgestellt werden. Im Jahr
2014 erstattete der Petent gegen die Pflegeeinrichtung
und gegen seine Schwester Strafanzeige wegen Straf -
taten zum Nachteil seiner Mutter. Diese werde zu Un-
recht im Pflegeheim festgehalten. Ein von der Staats-
anwaltschaft mit der Vernehmung der Mutter beauf-
tragter Polizeibeamter kam zu der Einschätzung, dass
eine Vernehmung wegen fortgeschrittener Demenz
der Mutter nicht durchgeführt werden könne. Anhalts-
punkte für ein zwangsweises Festhalten der Mutter in
der Einrichtung oder für unzureichende Pflege oder
Versorgung ergaben sich für ihn nicht, woraufhin das

Ermittlungsverfahren mangels hinreichenden Tatver-
dachts eingestellt wurde. Die mit den Vorwürfen des
Petenten konfrontierte Schwester des Petenten erstat-
tete gleichfalls im Jahr 2014 Strafanzeige wegen Ver-
leumdung gegen diesen. Auch dieses Verfahren wur-
de mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt.
Mit Anwaltsschriftsatz vom 19. Februar 2016 ließ der
Petent gemeinsam mit einem seiner Brüder Strafan-
zeige „gegen alle, die sich im Betreuungsverfahren
(betreffend die Mutter) schuldig gemacht haben und
schuldig machen“ erstatten. Mit Schreiben vom 7. März
2016 wurden Vorwürfe der Freiheitsberaubung, Nöti-
gung, Körperverletzung und Untreue gegen die
Schwester des Petenten und einen Bruder konkreti-
siert. Mit Verfügung vom 30. Mai 2016 wurde das Er-
mittlungsverfahren mangels hinreichenden Tatver-
dachts eingestellt, weil sich keine Anhaltspunkte für
Straftaten im Zusammenhang mit der Unterbringung
der Mutter des Petenten ergeben hatten. Die dagegen
eingelegte Beschwerde des Petenten wurde durch
Verfügung der Generalstaatsanwaltschaft vom 24. Juni
2016 zurückgewiesen. Auf eine E-Mail des Petenten
vom 31. Mai 2017 und eine weitere E-Mail vom 
21. Juni 2017 prüfte die Staatsanwaltschaft, ob die Er-
mittlungen wieder aufzunehmen sind. Das wurde ver-
neint. Dem Petenten wurde dies mit Schreiben vom
23. Juni 2017 mitgeteilt.

Mit Schreiben vom 27. März 2017 erstattete der Pe-
tent bei der Staatsanwaltschaft Strafanzeige wegen
Verleumdung gegen die Pflegeeinrichtung, in welcher
seine Mutter untergebracht ist. Ihm sei von dort ein
Hausverbot erteilt worden. Auf Nachfrage sei dieses
seinem Rechtsanwalt gegenüber mit verbalen, aber
auch körperlichen Auseinandersetzungen gegenüber
der Mutter des Petenten und gegenüber dem Personal
begründet worden. Das entspreche nicht der Wahrheit.
Die Staatsanwaltschaft gab der Strafanzeige mit Ver-
fügung vom 4. April 2017 keine Folge, weil der Tat-
bestand der Verleumdung nur bei Äußerungen gegen -
über Dritten erfüllt werde, was hier nicht der Fall sei. 

In seinem Anzeigeschreiben vom 27. März 2017 hatte
der Petent abschließend mitgeteilt, dass er die Anzei-
ge beim Polizeiposten habe anbringen wollen, was
von einem Polizeibeamten mit dem Hinweis, es liege
keine Straftat vor, verweigert worden sei. In der Ver-
fügung der Staatsanwaltschaft vom 4. April 2017
wurde dem Petenten insoweit mitgeteilt, dass dieser
Vorwurf separat geprüft werde. Das für Amtsdelikte
zuständige Dezernat der Staatsanwaltschaft sah mit
Verfügung vom 10. April 2017 von der Einleitung ei-
nes Ermittlungsverfahrens gegen den Polizeibeamten
ab, weil keine Anhaltspunkte für eine Strafvereitelung
im Amt gegeben seien. Von einer Mitteilung an den
Petenten wurde abgesehen, da sich dessen Strafanzei-
ge vom 27. März 2017 ausdrücklich nur auf die Pfle-
geeinrichtung, nicht auf den Polizeibeamten bezogen
hatte.

In der Sitzung des Petitionsausschusses vom 27. Sep-
tember 2018 wurde das Justizministerium gebeten,
dem Petenten und seinem Bruder F. zumindest ein
einmaliges Besuchsrecht einzuräumen. Insgesamt kann
der Petition jedoch nicht abgeholfen werden. 
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Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Beck

8. Petition 16/981 betr. Beihilfesache

I. Gegenstand der Petition

Der Petent bittet um Überprüfung einer Beihilfeent-
scheidung des Kommunalen Versorgungsverbands
Baden-Württemberg (KVBW) hinsichtlich deren
Recht- und Zweckmäßigkeit. Es geht dabei um eine
zahnärztliche Behandlung, bei welcher ihm ein relativ
hoher Eigenanteil entstanden ist. In diesem Zusam-
menhang bittet der Petent um Prüfung, ob bei ihm
nicht die sogenannte „Härtefallregelung“ zur Anwen-
dung kommen kann.

II. Sachverhalt

Der Petent ist 49 Jahre alt und seit zwei Jahren Ver-
sorgungsempfänger; er ist verheiratet und hat drei
Kinder. Nach Maßgabe der geltenden Vorschriften ist
er beihilfeberechtigt (§ 78 Landesbeamtengesetz –
LBG – in Verbindung mit der Verordnung des Fi-
nanzministeriums über die Gewährung von Beihilfe in
Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen – Bei-
hilfeverordnung – BVO). 

Mit Antrag vom 16. Januar 2017 machte der Petent
Aufwendungen für zahnärztliche Leistungen in Höhe
von 9.298,98 Euro geltend. Hiervon berücksichtigte
der KVBW 7.444,97 Euro als insgesamt beihilfefähig
und gewährte mit Bescheid vom 19. Januar 2017 eine
Beihilfe in Höhe von 70 Prozent (= 5.211,48 Euro).

Bereits zusammen mit dem Beihilfeantrag bat der Pe-
tent, auf die Kürzung der Aufwendungen für Materi-
al- und Laborkosten zu verzichten. Nachdem seinem
Antrag nicht entsprochen wurde, bat er zunächst tele-
fonisch um Prüfung der Entscheidung unter Berück-
sichtigung seiner Vorerkrankungen sowie um eine
Einzelfallentscheidung über einen besonderen Härte-
fall nach § 5 Absatz 6 BVO. Nachdem auch daraufhin
keine weitere Beihilfe gewährt und die Ablehnung
seitens des KVBW in einem ausführlichen Schreiben
begründet wurde, legte er Widerspruch gegen den
Beihilfebescheid ein. Die Sach- und Rechtslage wur-
de ihm mit einem weiteren Schreiben unter Einbezie-
hung der „Härtefallregelung“ erläutert. Dem Wider-
spruch wurde nicht abgeholfen.

Der Petent trägt vor, dass bei ihm vor vielen Jahren
ein Karzinom im Unterkiefer festgestellt worden sei.
Infolge der Tumorerkrankung sei der Unterkiefer so-
weit zerstört worden, dass dieser durch ein Becken-
kamm-Transplantat vollständig ersetzt worden sei und
später mit Zahnimplantaten hätte versorgt werden
müssen. Inzwischen sei es verstärkt zu Entzündungen

des Implantatbettes gekommen, was eine Neukon-
struktion der prothetischen Versorgung bedinge. 

Durch die Kürzung der angefallenen Aufwendungen
für Auslagen, Material- und Laborkosten, sei für ihn
ein ungedeckter Eigenanteil in Höhe von 1.854,01 Eu-
ro verblieben. Dieser Eigenanteil – zuzüglich der jähr-
lichen Kostendämpfungspauschale in Höhe von
125,00 Euro – würde seine finanziellen Verhältnisse
außerordentlich belasten. Wegen seiner Vorerkran-
kung hätte er keinen privaten Ergänzungstarif ab -
schließen können, um die von der Beihilfe unberück-
sichtigten Aufwendungen abzufangen.

Grundsätzlich akzeptiere er die seit 1. Januar 2013
eingeführte Kürzung der Aufwendungen für Ausla-
gen, Material- und Laborkosten bei bestimmten
zahnärztlichen Leistungen. In der Vergangenheit habe
er die dadurch entstandenen Deckungslücken auch
tragen können. Er ist jedoch der Auffassung, dass der
Verordnungsgeber bei der Einführung der maßgeben-
den Regelung von niedrigeren Kürzungsbeträgen aus-
gegangen sei und in seinem Fall insoweit ein beson-
derer Härtefall im Sinne des § 5 Absatz 6 BVO vorlie-
gen würde. Zur Begründung verweist der Petent auf
die Drucksache 15/2561 vom 6. November 2012, in
welcher ein Beispiel mit einem Kürzungsbetrag von
nur 480,00 Euro aufgeführt werde. Auch seien die Re-
gelungen des Bundes, was die Erstattung von Kosten
in seinem Fall betreffe, günstiger. 

Mit Schreiben vom 31. Januar 2017 und 16. März
2017 hat der KVBW zur Sach- und Rechtslage aus-
führlich Stellung genommen. Dabei wurde die
Rechtsgrundlage für die Kürzung aufgeführt und im
Ergebnis die Anwendbarkeit des § 5 Absatz 6 BVO
verneint, weil es sich bei dem Kürzungsbetrag um
Aufwendungen handelt, die ausdrücklich von der Bei-
hilfefähigkeit ausgenommen sind. Eine Prüfung der
finanziellen Verhältnisse erübrigte sich insoweit.

III. Rechtliche Würdigung

Nach § 5 Absatz 1 BVO sind Aufwendungen beihilfe-
fähig, wenn sie dem Grunde nach notwendig und so-
weit sie der Höhe nach angemessen sind. Über die
Notwendigkeit und Angemessenheit entscheidet die
Beihilfestelle. Sie kann hierzu begründete medizini-
sche Gutachten einholen. Bezüglich der Höhe der
Aufwendungen sind die Rechtsvorschriften des Bun-
des und der Länder über Preise und Gebühren sowie
die Anlage zur BVO anzuwenden.

Nach Nr. 1.2.1 Buchstabe b) der Anlage zur BVO in
der seit 1. Januar 2013 geltenden Fassung sind die bei
einer zahnärztlichen Behandlung nach den Abschnit-
ten C (Ziffer 2000 bis 2440 der Gebührenordnung für
Zahnärzte – GOZ, Konservierende Leistungen), F
(Ziffer 5000 bis 5340 GOZ, Prothetische Leistungen)
und H (Ziffer 7000 bis 7100 GOZ, Eingliederung von
Aufbissbehelfen und Schienen) des Gebührenver-
zeichnisses der GOZ entstandenen Aufwendungen für
Auslagen, Material- und Laborkosten nach § 4 Ab-
satz 3 und § 9 der GOZ nicht beihilfefähig, soweit sie
70 vom Hundert der ansonsten beihilfefähigen Auf-
wendungen übersteigen.
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Entsprechend der vom Petenten eingereichten Ho-
norarrechnung wurden Leistungen aus dem Abschnitt
F (Nr. 5170, 5040 GOZ) erbracht. Die geltend ge-
machten Aufwendungen für Auslagen, Material- und
Laborkosten betragen 6.180,02 Euro (403,51 Euro +
766,87 Euro + 5.009,64 Euro); hiervon wurden
4.326,01 Euro (= 70 Prozent) als beihilfefähig berück-
sichtigt. Zuzüglich der Honorarkosten in Höhe von
3.118,96 Euro ergibt sich ein beihilfefähiger Betrag in
Höhe von 7.444,97 Euro, aus dem die Beihilfe in
Höhe von 5.211,48 Euro (= 70 Prozent) gewährt wur-
de. Davon ausgehend, dass sich die private Kranken-
versicherung mit 30 Prozent am Rechnungsbetrag von
9.298,98 Euro beteiligt, ergäbe das einen Betrag in
Höhe von 2.789,69 Euro, sodass die Beihilfe zuzüg-
lich Kostenerstattung durch die private Krankenver -
sicherung einen Erstattungsbetrag von insgesamt
8.001,17 Euro ergeben. Der ungedeckte Eigenanteil
für den Petenten beträgt demnach 1.297,81 Euro.

Zur sogenannten „Härtefallregelung“:

Nach § 5 Absatz 6 BVO kann bei Anlegung eines
strengen Maßstabs in besonderen Härtefällen mit Zu-
stimmung der obersten Dienstbehörde und nur im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium zu Auf-
wendungen im Sinne des § 78 LBG ausnahmsweise
abweichend von den in der BVO genannten Voraus-
setzungen Beihilfe gewährt werden. Dies gilt gemäß 
§ 5 Absatz 6 Satz 3 BVO aber nicht für Aufwendun-
gen, die ausdrücklich von der Beihilfefähigkeit ausge-
nommen oder der Betragshöhe nach begrenzt sind.
Voraussetzung ist außerdem, dass die fraglichen Auf-
wendungen unbedingt notwendig sind und 10 vom
Hundert des laufenden in § 2 Absatz 2 BVO genann-
ten Bruttomonatsbezugs, mindestens 360 Euro, über-
steigen.

Die den Mindestbetrag übersteigenden – nicht ander-
weitig gedeckten – Aufwendungen müssen so hoch
sein, dass sie nicht ohne (Teil-)Beihilfe getragen wer-
den können. Die finanzielle Situation aller berück-
sichtigungsfähigen Angehörigen ist auch dann zu
berücksichtigen, wenn es sich um Aufwendungen für
den Beihilfeberechtigten selbst handelt.

Grundsätzlich sind nicht nur diejenigen Aufwendun-
gen als „ausdrücklich ausgeschlossen“ anzusehen, bei
denen die Beihilfefähigkeit mit diesen beiden Worten
in der BVO verneint ist. Erfasst von diesem Aus-
schluss sind vielmehr alle Aufwendungen, die in § 78
LBG oder der BVO als nicht beihilfefähig bezeichnet
sind. Dieses Ergebnis spiegelt sich auch im Urteil des
Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg (Urteil
vom 17. Januar 1990, Az. 4 S 3324/88, Randnummer
22). Hier heißt es unter anderem: „Dem Wortlaut der
Vorschrift folgend sind hierunter nur solche Aufwen-
dungen zu verstehen, die in den Beihilfevorschriften
als nicht beihilfefähig bezeichnet oder von Regelun-
gen über die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen
ausgenommen sind […]“. Vor diesem Hintergrund
kam die „Härtefallregelung“ in der Vergangenheit nur
ganz vereinzelt – unter Anwendung eines strengen
Maßstabes – zur Anwendung, in Fällen, bei denen die
Beihilfefähigkeit von Aufwendungen schon dem

Grunde nach ausgeschlossen ist (zum Beispiel bei
Aufwendungen für die Unterkunft von Begleitperso-
nen von Kindern mit schweren Langzeiterkrankungen
außerhalb des Krankenhauses oder bei Aufwendun-
gen zu Besuchsfahrten der Mutter eines lebensbedroh-
lich erkrankten Säuglings). Bei Leistungen, welche
der Höhe nach beschränkt sind (wie im Falle des Pe-
tenten), kam die „Härtefallregelung“ bislang in konse-
quenter Umsetzung des § 5 Absatz 6 Satz 3 BVO
nicht zur Anwendung. 

Die Aufwendungen für Auslagen, Material- und La-
borkosten, die bei einer zahnärztlichen Behandlung
nach Abschnitten C, F und H des Gebührenverzeich-
nisses der GOZ entstanden sind, sind nach Nr. 1.2.1
Buchstabe b) der Anlage zu Beihilfeverordnung
„nicht beihilfefähig“, soweit sie 70 vom Hundert der
ansonsten beihilfefähigen Aufwendungen übersteigen.

Nach dem Wortlaut der Nr. 1.2.1 Buchstabe b) der
Anlage zur BVO handelt es sich insoweit um aus-
drücklich von der Beihilfefähigkeit ausgeschlossene
Aufwendungen, die auch im Härtefall gemäß § 5 Ab-
satz 6 Satz 3 BVO nicht als beihilfefähig berücksich-
tigt werden können.

Die Vorschriften über die Beihilfe stellen eine in zu -
lässiger Weise typisierende und pauschalierende Kon-
kretisierung der Fürsorgepflicht des Dienstherrn dar,
wobei sie im Hinblick auf die Selbstvorsorge des Be-
amten von einem ergänzenden Charakter der Beihilfe
ausgehen. Sie nehmen gewisse Härten und Nachteile
in Kauf, die sich aus der – durchschnittlichen Verhält-
nissen angepassten – Beihilferegelung ergeben und
keine unzumutbare Belastung bedeuten. Die Beihilfe
ist somit ihrem Wesen nach eine Hilfeleistung, die –
neben der zumutbaren Eigenbelastung des Beamten –
nur ergänzend in angemessenem Umfang einzugrei-
fen hat, um in einem durch die Fürsorgepflicht gebo-
tenen Maß die wirtschaftliche Lage des Beamten
durch Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln zu erleich-
tern.

Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts
vom 12. August 1977 (2 BvR 1063/76) hat der Beam-
te keinesfalls einen selbstständigen Anspruch auf Er-
satz aller seiner Aufwendungen in Krankheitsfällen.
Es kann somit nicht ausbleiben, dass die verallgemei-
nernden Beihilfevorschriften gelegentlich einen Bei-
hilfeanspruch nicht vorsehen, obwohl dies unter dem
Gesichtspunkt der Gleichbehandlung oder der Fürsor-
gepflicht billig oder wünschenswert erschiene. Diese
höherrangigen Rechtsgrundsätze werden erst dann ver -
letzt, wenn die getroffene Regelung mit ihnen nicht
mehr zu vereinbaren ist.

Was die vom Petenten erwähnten Beihilferegelungen
des Bundes betrifft, ist es zutreffend, dass hier „Auf-
wendungen für implantologische Leistungen bei
größeren Kieferdefekten, die ihre Ursache in Tumor -
operationen haben“ ohne prozentuale Kürzung beihil-
fefähig sind. Allerdings sind beim Bund wiederum
Material- und Laborkosten bei der zahnärztlichen Be-
handlung nur zu 40 Prozent beihilfefähig, während in
Baden-Württemberg (siehe oben) 70 Prozent der bei-
hilfefähigen Aufwendungen dieser Kosten erstattet
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werden. Dies zeigt, dass die Regelungen der Länder
bzw. des Bundes im Wesentlichen zwar übereinstim-
men, im Detail aber voneinander abweichen und dies
den Willen der jeweiligen Verordnungsgeber wider-
spiegelt, was zu negativen aber auch zu positiven Ef-
fekten für die betroffenen Beihilfeberechtigten führen
kann.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

9. Petition 16/2674 betr. Gnadensache

Der Petent möchte die erneute Aussetzung von zwei
gegen ihn verhängten Freiheitsstrafen zur Bewährung
erreichen. 

Verurteilungen

1. Urteil des Amtsgerichts vom 26. März 2012 

Der Petent wurde durch Urteil des Amtsgerichts vom
26. März 2012 wegen Computerbetrugs in vier Fällen
und Diebstahls in vier Fällen zu der Gesamtfreiheits-
strafe von einem Jahr und drei Monaten verurteilt.
Auf die Berufung des Petenten setzte das Landgericht
mit Urteil vom 19. Juli 2012 diese Strafe zur Be-
währung aus. Das Urteil des Landgerichts wurde am
27. Juli 2012 rechtskräftig. Die gewährte Strafausset-
zung zur Bewährung widerrief das Amtsgericht mit
Beschluss vom 23. Oktober 2017. Die hiergegen ge-
richtete Beschwerde des Petenten verwarf das Land-
gericht mit Beschluss vom 6. Dezember 2017 als un-
begründet. 

Der Verurteilung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Im Jahr 2011 bestellte der zu diesem Zeitpunkt bereits
vielfach vorbestrafte und unter anderem wegen einer
einschlägigen Tat unter Bewährung stehende Petent
unter Vortäuschung seiner Zahlungsfähigkeit und 
-willigkeit in vier Fällen unter falschem Namen im In-
ternet Waren im Wert von über 260 Euro. Außerdem
entwendete er in weiteren vier Fällen einen Laptop,
Werkzeuge sowie Alu-Schrott bei einer Firma. Die
entwendeten Gegenstände hatten einen Gesamtwert
von über 1.100 Euro.

2. Urteil des Amtsgerichts vom 14. August 2014 

Durch weiteres Urteil des Amtsgerichts vom 14. Au-
gust 2014, rechtskräftig seit 2. September 2014, wur-
de der Petent wegen Betrugs zu der Freiheitsstrafe
von sechs Monaten verurteilt. Die zunächst gewährte
Strafaussetzung zur Bewährung widerrief das Amts-
gericht mit Beschluss vom 23. Oktober 2017. Die
hiergegen gerichtete Beschwerde des Petenten ver-
warf das Landgericht mit Beschluss vom 9. Mai 2018

als unzulässig, weil sie verspätet eingelegt worden war.

Der Verurteilung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Im September 2012 schloss der Petent unter Vortäu-
schung seiner Zahlungsfähigkeit und -willigkeit unter
dem Namen seiner minderjährigen Halbschwester
 ohne deren Wissen einen Telefon- und Internetvertrag
ab. Bis zur Kündigung des Vertrages fielen Kosten in
Höhe von 350 Euro an, die vom Petenten nicht be-
zahlt wurden. 

Stand der Strafvollstreckung

Aufgrund der Verurteilung des Amtsgerichts vom 
14. August 2014 verlängerte das zwischenzeitlich auf-
grund eines Wohnsitzwechsels des Petenten zuständig
gewordene Amtsgericht mit Beschluss vom 30. Okto-
ber 2014 die dem Petenten aufgrund des Urteils vom
26. März 2012 in Verbindung mit dem Urteil des
Landgerichts vom 19. Juli 2012 bewilligte Bewäh -
rungszeit von vier Jahren um ein Jahr auf nunmehr
fünf Jahre. 

In der Folgezeit trat der Petent erneut mehrfach straf-
rechtlich in Erscheinung: 

Am 12. April 2016 erließ das Amtsgericht einen
Strafbefehl wegen eines Diebstahls am 15. Dezember
2015 und verhängte eine Geldstrafe i. H. v. 90 Tages-
sätzen gegen den Petenten. 

Daraufhin verlängerte das Amtsgericht die Bewäh -
rungszeit hinsichtlich der mit Urteil vom 14. August
2014 festgesetzten Freiheitsstrafe von sechs Monaten
um weitere sechs Monate auf nunmehr drei Jahre und
sechs Monate. 

Zudem verlängerte es am 22. Juli 2016 die dem Pe-
tenten mit Beschluss vom 19. Juli 2012 gewährte und
mit Beschluss vom 30. Oktober 2014 bereits auf fünf
Jahre verlängerte Bewährungszeit um weitere sechs
Monate. 

Am 21. August 2017 erging ein Strafbefehl gegen den
Petenten wegen Betrugs, begangen im Februar 2017.
Das Amtsgericht verhängte darin eine Geldstrafe von
40 Tagessätzen gegen den Petenten. 

Daraufhin widerrief das Amtsgericht mit Beschlüssen
vom 23. Oktober 2017 beide Strafaussetzungen zur
Bewährung. 

Die gegen den Widerrufsbeschluss betreffend das Ur-
teil des Amtsgerichts vom 26. März 2012 i. V. m. dem
Urteil des Landgerichts vom 19. Juli 2012 gerichtete
Beschwerde des Petenten vom 26. Oktober 2017 ver-
warf das Landgericht mit Beschluss vom 6. Dezember
2017 als unbegründet. 

Hinsichtlich des Widerrufsbeschlusses betreffend das
Urteil des Amtsgerichts vom 14. August 2014 bean-
tragte der Petent mit Schreiben vom 29. November
2017 die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und
erhob gleichzeitig sofortige Beschwerde. Mit Be-
schluss des Landgerichts vom 9. Mai 2018 wurde der
Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
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wegen Versäumung der Frist zur Einlegung der sofor-
tigen Beschwerde gegen den Widerrufsbeschluss des
Amtsgerichts vom 23. Oktober 2017 als unbegründet
zurückgewiesen und die Beschwerde als unzulässig
verworfen. 

Der Petent wurde zur Vollstreckung der Freiheitsstrafe
von sechs Monaten aus dem Urteil des Amtsgerichts
vom 14. August 2014 mit Verfügung vom 21. Novem -
ber 2017 zum Strafantritt bis spätestens 12. Dezember
2017 geladen. Mit Verfügung vom 12. Dezember 2017
wurde dem Petenten aufgrund einer anstehenden
 Operation Vollstreckungsaufschub bis einschließlich
18. März 2018 gewährt. Mit Verfügung vom 5. Januar
2018 wurde der Petent zum Strafantritt bis spätestens
19. März 2018 geladen. Unter dem 8. Januar 2018 er-
folgte die Ladung zum Strafantritt auch hinsichtlich
der Freiheitsstrafe von einem Jahr und drei Monaten
aus dem Urteil des Amtsgerichts vom 26. März 2012. 

Am 2. März 2018 stellte der Petent ein Gnadenge-
such, das mit Entschließung des Ministeriums der Jus -
tiz und für Europa Baden-Württemberg vom 12. Sep-
tember 2018 abgelehnt wurde. 

Die Vollstreckung aus beiden Urteilen wurde zu nächst
bis zur Entscheidung über einen Gnadenerweis und
nunmehr bis zur Entscheidung über die Petition ein-
gestellt. 

Gnadengesuch und Gründe

Im Rahmen des Gnadenverfahrens hat der Petent vor-
getragen, er habe eine Festanstellung, einen festen
Wohnsitz und eine Familie. Im Falle seiner Inhaftie-
rung würde er seine Arbeit verlieren und seine Fami-
lie würde zum Sozialfall werden. In den Jahren 2016
und 2017 habe er psychische Probleme gehabt. Zu-
dem sei er am 13. Dezember 2017 zu einer Freiheits-
strafe von einem Jahr verurteilt worden, die zur Be-
währung ausgesetzt worden sei.

Bewertung

Die vorgebrachten Gründe rechtfertigen einen Gna-
denerweis nicht. 

Gnadenerweise haben Ausnahmecharakter. Nach § 26
Abs. 2 Gnadenordnung (GnO) kommt ein Gnadener-
weis grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn beson-
dere Umstände vorliegen, die erst nachträglich bekannt
geworden oder eingetreten sind und nicht mehr bei
der gerichtlichen Entscheidung berücksichtigt werden
konnten, oder die so außergewöhnlich sind, dass sie
eine über die gesetzlichen Aussetzungsvorschriften hin -
ausgehende Vergünstigung angezeigt erscheinen lassen. 

Solche Gründe liegen hier nicht vor. 

Die psychischen Probleme des Verurteilten waren dem
Gericht zum Zeitpunkt der Widerrufsentscheidung be-
kannt. Der Verurteilte leidet seit seinem 14. Lebens-
jahr an einer psychischen Störung, die zu Angst- und
Panikattacken sowie zu Selbstverletzungen bis hin zu
Suizidversuchen führte. Die dem Gnadenverfahren
zugrundeliegenden Straftaten standen jedoch in kei-
nem Zusammenhang mit dieser psychischen Beein-

trächtigung.

Was den drohenden Verlust des Arbeitsplatzes und
die Einschränkungen im Kontakt zu seiner Tochter
und in der Hilfe für seine Ehefrau und deren Kinder
angeht, stellt dies eine regelmäßig mit der Strafvoll-
streckung verbundene Folge dar, die grundsätzlich
hinzunehmen ist. Besondere Umstände im Sinne des 
§ 26 GnO liegen insoweit nicht vor, zumal der Petent
bereits zum Zeitpunkt der Begehung der Straftaten
während der Bewährungszeit eine vierköpfige Familie
zu versorgen hatte, was ihn nicht von der Begehung
weiterer Straftaten abgehalten hat. Es kann im Übri-
gen angesichts der zahlreichen – auch einschlägigen –
Vorverurteilungen nicht davon ausgegangen werden,
dass sich der Petent künftig straffrei führen wird. 

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatterin: Braun

10. Petition 16/2458 betr. Gnadensache

I. Sachverhalt

Das zuständige Amtsgericht verurteilte den mehrfach
vorbestraften Petenten mit Urteil vom 30. März 2016
zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren, deren Voll-
streckung zur Bewährung ausgesetzt wurde. Auf die
Berufung der Staatsanwaltschaft änderte das Land -
gericht das Urteil ab und verurteilte den Petenten 
mit seit 12. August 2017 rechtskräftigem Urteil vom
29. November 2016 zu einer Freiheitsstrafe von zwei
Jahren und vier Monaten. Die hiergegen gerichtete
Revision des Petenten verwarf das Oberlandesgericht
mit Beschluss vom 11. August 2017 als unbegründet.

Am 21. Februar 2018 lud die Staatsanwaltschaft den
Petenten auf den 26. März 2018 zum Strafantritt in
 eine Justizvollzugsanstalt. Auf Antrag des Petenten
vom 22. März 2018 gewährte die Staatsanwaltschaft
dem Petenten mit Verfügung vom 15. Juni 2018 Straf-
aufschub bis zum 25. Juli 2018, um ihm zu ermögli-
chen, bereits bestehende Aufträge des Unternehmens
seiner Ehefrau zu erledigen und einen Mitarbeiter zur
Weiterführung des Betriebs einzuarbeiten.

Am 4. Juni 2018 ersuchte der Petent die Staatsanwalt-
schaft um Aussetzung der Freiheitsstrafe zur Bewäh -
rung im Gnadenwege. Mit Verfügung vom 16. Juli
2018 lehnte die Staatsanwaltschaft das Gesuch ab.

II. Gegenstand der Petition 

Mit der Petition wird die gnadenweise Aussetzung der
Freiheitsstrafe von zwei Jahren und vier Monaten zur
Bewährung begehrt.
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Der Petent führt zur Begründung des Gnadengesuches
im Wesentlichen aus, das Landgericht habe seine Si-
tuation zum Zeitpunkt der Tat nicht genügend gewür-
digt. Zudem liege bei ihm kein Aggressionspotenzial
mehr vor. Er habe in Eigeninitiative Therapiestunden
wahrgenommen und die Behandlung erfolgreich ab-
geschlossen. Ferner befinde sich seine Ehefrau seit
Oktober 2016 in ambulanter nervenärztlicher Behand-
lung und seit Anfang Juli 2017 in psychotherapeuti-
scher Behandlung, wobei die drohende Haftstrafe des
Petenten ausweislich eines Attestes des die Ehefrau
des Petenten behandelnden Neurologen als symptom -
erhaltend anzusehen sei. Der Petent müsse somit auch
die Tätigkeiten seiner Ehefrau – insbesondere die
Kinderbetreuung – im Wesentlichen mitübernehmen.
Das Unternehmen der Ehefrau, bei welchem der Pe-
tent angestellt sei, habe darüber hinaus eine hervorra-
gende Auftragslage. Seine Existenz sei mit dem dro-
henden Haftantritt des Petenten gefährdet.

III. Rechtliche Würdigung

Die vorgebrachten Gründe können in Übereinstimmung
mit den Stellungnahmen der Staatsanwaltschaft und
des Landgerichts eine gnadenweise Strafaussetzung
zur Bewährung nicht rechtfertigen.

Die gnadenweise Aussetzung von Strafen kommt
grund sätzlich nur dann in Betracht, wenn besondere
Umstände vorliegen, die erst nachträglich bekannt ge-
worden oder eingetreten sind und nicht mehr bei der
gerichtlichen Entscheidung berücksichtigt werden
konnten oder die so außergewöhnlich sind, dass sie
 eine über die gesetzlichen Aussetzungsvorschriften
hinausgehende Vergünstigung angezeigt erscheinen
lassen (§ 26 Abs. 1 GnO).

Derartige Umstände sind nicht ersichtlich. Die in der
Petition vorgetragene familiäre und berufliche Situa -
tion des Petenten hat das Landgericht in seiner
Rechtsfolgenentscheidung – besonders strafmildernd
– berücksichtigt. Darüber hinaus diente der dem Pe-
tenten gewährte Strafaufschub gerade der Erledigung
bereits bestehender Aufträge des Unternehmens der
Ehefrau des Petenten und der Einarbeitung eines Mit-
arbeiters zur Weiterführung des Betriebs. Ein Aus-
gleich etwaiger Versäumnisse des Petenten in diesem
Zusammenhang im Gnadenverfahren ist nicht ange-
zeigt.

Auch den Umstand, dass die Tat des Petenten auf
 einem spontanen Entschluss beruhte und er aufgrund
eines zuvor erfolgten, überfallartigen Angriffs – der
jedoch nicht durch den Geschädigten ausgeübt wurde
– empört und aufgebracht war und sich durch Äuße-
rungen des Geschädigten provoziert fühlte, hat bereits
das Landgericht bei seiner Entscheidung zugunsten
des Petenten berücksichtigt.

Zwar begannen die psychotherapeutische Behandlung
der Ehefrau des Petenten – anders als deren nerven -
ärztliche Behandlung, die bereits zuvor begonnen hat-
te – sowie die Therapiestunden des Petenten erst nach
Erlass des landgerichtlichen Urteils. Allerdings haben
Gnadenerweise grundsätzlich Ausnahmecharakter (§ 3
Abs. 1 Satz 1 GnO) und dienen der Berücksichtigung

von außergewöhnlichen Umständen, aufgrund derer
die Vollstreckung der verhängten Strafe für den Ver-
urteilten eine unverhältnismäßige Härte darstellen
würde. Die Behandlungen der Ehefrau des Petenten
und deren Auswirkungen auf die Familie stellen ge-
nauso wenig wie die Therapiestunden des Petenten
derart außergewöhnliche Umstände dar, welche die
gnadenweise Aussetzung der Freiheitsstrafe zur Be-
währung rechtfertigten. Zudem sind Härten für das fa-
miliäre Umfeld des Verurteilten denknotwendige Be-
gleiterscheinung einer jeden Inhaftierung und deshalb
grundsätzlich hinzunehmen.

Darüber hinaus kommt ein Gnadenerweis grundsätz-
lich nicht in Betracht, wenn die Verteidigung der
Rechtsordnung die Vollstreckung gebietet (§ 3 Abs. 2
Satz 1 GnO). Dies ist unter Berücksichtigung insbe-
sondere der Rohheit des Vorgehens des Petenten bei
der Tat sowie der erheblichen gesundheitlichen Fol-
gen beim Geschädigten weiterhin der Fall.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Epple

11. Petition 16/1731 betr. Hundegesetz

I. Gegenstand der Petition

Der Petent fordert, die derzeit geltende Polizeiverord-
nung über das Halten gefährlicher Hunde sowie unter-
geordnete Verwaltungsvorschriften durch ein „moder-
nes Hundegesetz“ zu ersetzen.

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Sachverhalt

Der Petent fordert im Namen einer Tierinitiative und
von 518 Unterzeichnern aus Baden-Württemberg ein
modernes Hundegesetz, das die Sicherheit der Bevöl-
kerung garantiere. Der Petent trägt vor, die rechtli-
chen Grundlagen in Baden-Württemberg seien für im-
mer mehr Städte und Gemeinden eine Grundlage, um
in den kommunalen Steuersatzungen eine sogenannte
Kampfhundesteuer zu verankern. Die Verwaltungen
würden dies oft als Kontrollinstrument ausweisen, um
das eingeschränkte Halten angeblich gefährlicher
Hunde zu überwachen, wodurch jedoch maximal eine
Scheinsicherheit erzeugt werde. Betroffene Hunde -
halter gingen eher in die Illegalität, als eine erhöhte
Hundesteuer zu tragen.

Da die Verwaltungsvorschrift zur Polizeiverordnung
des Innenministeriums und des Ministeriums für
Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz
über das Halten gefährlicher Hunde zum 31. Dezem-
ber 2017 außer Kraft trete, biete sich kein besserer
Zeitpunkt für den Erlass eines modernen Hundege -
setzes an.
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Zur weiteren Begründung führt der Petent an, das Pro-
blem sei meist nicht das Tier, sondern „das andere
Ende der Leine.“ Daher sei ein Hundegesetz erforder-
lich, das „den Hundehalter als zentrales Element“ in
die Verantwortung nehme, statt einzelne Hunderassen
als gefährlich zu diskriminieren. Einzelne Bundeslän-
der – wie Schleswig-Holstein und Thüringen – hätten
dies bereits erkannt und den rechtlichen Rahmen da-
hin gehend angepasst, dass die Halter in den Mittel-
punkt gestellt würden.

Darüber hinaus führt der Petent eine Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 16. März 2004
an, wonach der Gesetzgeber dazu verpflichtet sei, „die
weitere Entwicklung zu beobachten und zu prüfen, ob
die der Norm zugrundeliegenden Annahmen sich
tatsächlich bestätigen“ würden. Diese Entscheidung
beziehe sich zwar auf ein Bundesgesetz, im Hinblick
auf eine angenommene Gefährlichkeit bestimmter
Hunderassen bestehe jedoch kein Unterschied. Die
Landesregierung Baden-Württemberg habe bis heute
keine wissenschaftlich haltbare Statistik vorgelegt,
welche die Polizeiverordnung im Sinne der genannten
Entscheidung legitimiere.

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche
Würdigung

Den Umgang mit sogenannten Kampfhunden und ge-
fährlichen Hunden regelt in Baden-Württemberg die
Polizeiverordnung des Innenministeriums und des
Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz über das Halten gefährlicher Hunde vom 3. Au -
gust 2000 (PolVOgH). 

Soweit der Petent vorbringt, die PolVOgH sei auf-
grund der in ihr enthaltenen sog. Rasselisten Grund -
lage für eine erhöhte Steuer für die Haltung von sog.
Kampfhunden, wird zunächst darauf hingewiesen,
dass die Kommunen in Baden-Württemberg gemäß 
§ 9 Absatz 3 Kommunalabgabengesetz (KAG) ver-
pflichtet sind, eine Hundesteuer zu erheben. Die Höhe
der Hundesteuer und die Entscheidung, ob eine erhöh-
te Steuer für Hunde bestimmter Rassen oder für sog.
gefährliche Hunde erhoben wird, liegt im Ermessen
der Kommunen und wird in einer eigenen kommuna-
len Satzung festgesetzt. Somit bestehen zwischen den
Kommunen zum Teil erhebliche Unterschiede hin-
sichtlich der Höhe des gegenüber sonstigen Hunden
erhöhten Steuersatzes, des Umfangs der Einbeziehung
auch sonstiger Kampfhunde und gefährlicher Hunde
sowie Unterschiede hinsichtlich der Möglichkeit von
Steuerbefreiungen und -vergünstigungen im Falle der
widerlegten Kampfhundeeigenschaft. 

Beispielsweise wird der erhöhte Steuersatz von den
Kommunen zwar überwiegend an die in der PolVOgH
enthaltenen Rasselisten geknüpft, jedoch nehmen die
kommunalen Satzungen selten ausdrücklich Bezug
auf die PolVOgH. Zudem wird von einigen Kommu-
nen nicht nur für sog. Kampfhunde, sondern auch für
gefährliche Hunde im Sinne des § 2 PolVOgH ein er-
höhter Steuersatz festgesetzt. Einige Kommunen se-
hen hingegen von der Erhebung einer erhöhten Steuer
für Kampfhunde und gefährliche Hunde ab.

Die gesetzlichen Grundlagen für die Erhebung der
Hun desteuer sind im Grundgesetz, dem KAG, den
Gemein deordnungen und unmittelbar in den kommu-
nalen Satzungen über die Erhebung der Hundesteuer
verankert. Somit würde die Aufhebung der PolVOgH
nicht zwingend dazu führen, dass die gegenüber sons -
tigen Hunden höhere Steuer für Hunde bestimmter
Rassen entfällt.

Der in dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
vom 16. März 2004, auf das sich der Petent bezieht,
enthaltene Auftrag, die weitere Entwicklung über die
wissenschaftlichen Erkenntnisse hinsichtlich der Ur-
sachen aggressiven Verhaltens von Hunden der ver-
schiedenen Rassen und über das Zusammenwirken
unterschiedlicher Ursachen zu beobachten sowie dar-
auf basierend die eigenen Annahmen zu überprüfen,
ist dem Innenministerium und dem Ministerium für
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz ebenso be-
kannt wie die Tatsache, dass sich die Gefährlichkeit
eines Hundes nicht allein aus der Zugehörigkeit zu
 einer Rasse, sondern von einer Vielzahl von Faktoren
(u. a. Haltung und Ausbildung, situative Einflüsse,
Zuverlässigkeit des Halters) ableitet. 

Die PolVOgH ist das Ergebnis von Beratungen einer
Arbeitsgruppe aus Vertretern des Innenministeriums,
des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz sowie Fachleuten (u. a. Diensthundeführer-
schule Stuttgart, Landesbeirat für Tierschutz, Veteri -
närbehörden), der Expertise und der Erfahrungen an-
derer Länder (u. a. Hamburg und Bayern). Es liegen
keine aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse vor,
die den Schluss zulassen, dass die der PolVOgH zu-
grunde gelegten Erkenntnisse über die Ursachen ag-
gressiven Verhaltens von Hunden und über das Zu-
sammenwirken verschiedener Faktoren für das Ver-
halten von Hunden mit der Konsequenz widerlegt sei-
en, dass sie aus heutiger Sicht vernünftigerweise kei-
ne Grundlage mehr sind. Wie in den meisten anderen
Ländern unterscheidet die PolVOgH zwischen den ver -
schiedenen Hunderassen und deren potenzieller Ge-
fährlichkeit. Lediglich Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen verzichten auf sog. Rasselisten und rasse-
bezogene Regelungen. 

Die PolVOgH reglementiert jedoch nicht nur die Hal-
tung von Hunden bestimmter in § 1 Abs. 2 und Abs. 3
ausdrücklich genannter Rassen, sondern findet auch
Anwendung auf aufgrund bestimmter Ereignisse als
gefährlich eingestufte Hunde, die nicht einer der in § 1
Abs. 2 und 3 PolVgH genannten Rassen angehören.
Darüber hinaus kann nach § 1 Abs. 1 PolVOgH auch
jeder andere Hund einer nicht gelisteten Rasse als sog.
Kampfhund eingestuft werden, wenn er sich als ge-
steigert aggressiv oder gefährlich gegenüber Men-
schen oder Tieren erweist. Somit ermöglicht die Pol-
VOgH, Hunde unabhängig von ihrer Rasse unter den
Vorbehalt der besonderen Vorschriften der PolVOgH
zu stellen (u. a. Maulkorb- und Leinenpflicht). Im
Übrigen hat, wenngleich auch nicht gelistete Hunde
aufgrund anderer vielfältiger Faktoren aggressiv und
gefährlich sein können, bereits das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner damaligen Beweiserhebung
festgestellt, dass Hunde bestimmter Rassen im Ver-
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hältnis zu ihrer Population häufiger auffällig sind als
Hunde von nicht unter § 1 PolVOgH fallenden Rassen
(vgl. BVerfG, Beschluss vom 29. März 2004).

Im Ergebnis hat sich die PolVOgH in Baden-Württem -
berg in den vergangenen 17 Jahren auch wegen der
unter rassespezifischen Gesichtspunkten großen Of-
fenheit der Regelungen bewährt und bietet einen wirk -
samen Schutz vor Gefahren, die sowohl von Hunden
der gelisteten Rassen als auch von anderen gefährlichen
Hunden ausgehen können. Weder durch die Abschaf-
fung oder eine Erweiterung der Rasse listen noch durch
ein allgemeines Hundegesetz kann ein absoluter Schutz
vor den von Hunden möglicherweise ausgehenden
Gefahren erreicht werden. Der Erkenntnis, dass Ge-
fahren auch in der Art der Haltung begründet sein
können und damit vom Hundehalter ausgehen, wird
die PolVOgH gerecht. Zudem sind weitere Regelun-
gen und Anforderungen für eine artgerechte Haltung
von Tieren bzw. Hunden festgelegt, die sicherstellen
sollen, dass aufgrund hinreichender Sachkunde Tiere
bzw. Hunde artgerecht gehalten werden. So enthält
das Tierschutzgesetz allgemeine Anforderungen an
die Tierhaltung und die Tierschutz-Hundeverordnung
speziellere Anforderungen für die artgerechte Haltung
von Hunden, die sich an den Tier- bzw. Hundehalter
richten. Bereits ein grundsätzlich für alle Tier- bzw.
Hundehalter als selbstverständlich anzusehender ver-
ständiger und artgerechter Umgang kann erheblich
dazu beitragen, dass von einem Hund keine Gefahren
ausgehen, z. B. weil der Hundehalter die Eigenschaf-
ten seines Hundes und somit möglicherweise kritische
Situationen kennt oder frühzeitig erkennt und entspre-
chend reagieren kann, um Vorfälle seines Hundes mit
anderen Tieren oder Menschen zu verhindern.

Der thüringische Gesetzgeber hat in § 3 des Thüringer
Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung vor Tiergefah-
ren vom 22. Juni 2011 (GVOBl. 2011, S. 93) zwischen
Hunden bestimmter Rassen, u. a. Pitbull-Terrier,
American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bullter-
rier, Bullterrier und deren Kreuzungen, die als gefähr-
lich gelten, und sonstigen Hunden, die aufgrund eines
Vorfalls als gefährlich gelten, unterschieden. Die von
der Thüringer Landesregierung 2016 angekündigte
Revision des Gesetzes soll nach Presseberichten im
Januar 2018 verabschiedet worden sein. 

Soweit der Petent aus der vom Innenministerium
durchgeführten Abfrage eventuellen Änderungsbe-
darfs bei den für den Vollzug der PolVOgH zuständi-
gen bzw. beteiligten Stellen hinsichtlich des Außer-
krafttretens der Verwaltungsvorschrift des Innenminis -
teriums und des Ministeriums für Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz zur Polizeiverordnung des In-
nenministeriums und des Ministeriums für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz über das Halten gefähr-
licher Hunde (VwVgH) Rückschlüsse auf die künftige
Notwendigkeit der PolVOgH zieht, ist darauf hinzu-
weisen, dass die VwVgH turnusmäßig außer Kraft
tritt und neu erlassen wird. Die Abfrage des Innenmi-
nisteriums bezog sich ausschließlich auf die VwVgH,
die in Kürze neu erlassen wird, und intendierte weder
Zweifel an der Notwendigkeit der PolVOgH noch die
Absicht, diese zu ändern oder aufzuheben. 

Die Petition wurde in der Sitzung des Petitionsaus-
schusses am 27. September 2018 beraten. Der Peti -
tionsausschuss hat einmütig beschlossen, dass der Pe-
tition nicht abgeholfen werden kann.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Keck

26. 10. 2018 Die Vorsitzende:

Böhlen
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